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Geschéftsbereich der Staatskanzlei

1.

Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Mitarbeiter (Gesamtzahl

Oskar des Mitarbeiterstabs) hat der Beauftragte flr Burokratieabbau
Lipp der Staatsregierung, wie viel Geld erhielten diese Mitarbeiter
(AfD) insgesamt vom Freistaat pro Jahr in den Jahren 2018 bis 2023

(bitte tabellarisch die jahrlichen Gesamtsummen angeben) und
welche konkreten erfolgreichen Birokratieabbaumalnahmen
in Bayern sind im Zeitraum vom 01.03.2022 bis zum 30.09.2024
direkt auf die Tatigkeit des Beauftragten fir Blrokratieabbau
der Staatsregierung zurlickzufiihren (bitte stichpunktartig jede
erfolgreiche Malinahme bzw. Birokratieerleichterung auflis-
ten)?

Antwort der Staatskanzlei

Die Geschaftsstelle des Beauftragten fiir Burokratieabbau der Staatsregierung hat
neun Mitarbeiter. Die Personalkosten fur die Geschaftsstelle des Beauftragten wer-
den nicht gesondert erfasst. Aufgrund der Zuweisung des Beauftragten wahrend
des von der Anfrage umfassten Zeitraums zum Staatsministerium der Finanzen und
fur Heimat bzw. zur Staatskanzlei sowie der Volatilitdt im Personalbestand lassen
sich die angefragten Angaben zu den Personalkosten nicht innerhalb der fir die
Beantwortung einer Anfrage zum Plenum zur Verfiigung stehenden Zeit ermitteln.
Der Beauftragte hat gemaR Art. 1 und Art. 2 Bayerisches Beauftragtengesetz vom
25.03.2019 (GVBI. S. 58) eine beratende Funktion gegenuber der Staatsregierung,
wird insoweit ressortibergreifend tatig und regt, insbesondere bezogen auf den Ge-
genstand seiner Beauftragung, geeignete Verbesserungen an. Nahere Informatio-
nen kénnen dem Internetauftritt des Beauftragten entnommen werden.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und In-
tegration

2. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Antrdge gemaf Art. 65

Horst Polizeiaufgabengesetz (PAG) gingen seit dem 01.01.2024 bis
Arnold heute bei der Bayerischen Polizei ein und sind aktuell noch zur
(SPD) Sachbearbeitung mit welchem Personal- und Sachaufwand bei

einer durchschnittlichen behérdlicherseits zu erwartenden Erle-
digungszeit (Antragseingang bis zur Verbescheidung — auch im
Anwendungsbereich des Art. 65 Abs. 2 PAG) anhangig?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Eine statistisch auswertbare Erfassung der bei der Bayerischen Polizei eingehen-
den bzw. in Bearbeitung befindlichen Auskunftsantrage nach Art. 65 Polizeiaufga-
bengesetz sowie deren Erledigungsaufwand erfolgt nicht. Entsprechend kann keine
Beantwortung der Fragestellung erfolgen.
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3. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Erkenntnisse ihr zur Or-

Cemal ganisation ,Jung & Stark Bayern“ vorliegen, welche Kontakte
Bozoglu zu anderen Akteuren aus dem rechtsextremen Spektrum ihr
(BUNDNIS bekannt sind und wie sie die von der Gruppe ausgehende Ge-
90/DIE GRU-  fahr einschatzt?

NEN)

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die Gruppierung Jung und Stark Bayern (JS Bayern) ist ein Beobachtungsobjekt
des Landesamtes fir Verfassungsschutz (BayLfV). ,Jung & Stark® (JS) setzt sich
aus einer Dachorganisation ,JS Deutschland” und verschiedenen, regionalen Able-
gern, unter anderem ,JS Bayern®, zusammen. JS ist insbesondere im Internet aktiv,
tritt jedoch auch realweltlich in Erscheinung.

Mit Stand 23.09.2024 hatte das Instagram-Profil ,js_bayern* 191 Follower, auf
TikTok hatte JS Bayern 940 Follower. Zudem existiert eine private WhatsApp-
Gruppe ,.JJS BAYERN".

Verschiedene Landesaccounts zeigen Fotos von Realwelttreffen, die nahelegen,
dass die Vernetzung der Gruppenmitglieder untereinander auf die Griindung real-
weltlicher Personenzusammenschlisse abzielt. Einerseits bietet JS dabei Freizeit-
aktivitdten wie beispielsweise einen ,Wandertag“ an. Andererseits mobilisiert JS
insbesondere flir Gegendemonstrationen zu CSD-Veranstaltungen und beteiligte
sich in der Vergangenheit bereits an entsprechenden Aktionen.

JS versucht, sich in seiner Aullendarstellung in den sozialen Medien hinsichtlich der
Ideologie der Gruppierung gemafigt zu geben. Auf dem bundesweiten Instagram-
Account ,js_deutschland® bezeichnet sich die Gruppierung als ,patriotische Ge-
meinschaft, die sich dem Erhalt und der Pflege der deutschen Tradition und Kultur
verschrieben hat‘. Auf dem Instagram-Account von JS Bayern distanziert sie sich
offentlich von ,jeglichem extremistischen und radikalen Gedankengut®.

Firin Bayern wohnhafte Personen konnten jedoch zum Teil eindeutige Beziige zum
Rechtsextremismus festgestellt werden. JS nutzt insbesondere die queere Commu-
nity als gemeinsames Feindbild sowie als Aufhanger fiir gemeinsame politische Ak-
tionen. Zudem lagen Erkenntnisse vor, wonach mindestens drei Mitglieder der Chat-
gruppe von JS Bayern fur Ende August 2024 in Nirnberg eine fremdenfeindliche
Gewalttat geplant hatten. Bei zwei der drei Mitglieder wurde daraufhin durch die
Polizei eine Gefahrderansprache durchgefihrt.

JS Bayern unterhalt Kontakte zu Mitgliedern des Ill. Wegs und den Jungen Natio-
nalisten. So wurde fir Ende September 2024 eine CSD-Gegendemo in Landshut
angemeldet, an der Mitglieder der o. g. Vereinigungen teilnehmen sollten und fur
die JS Bayern auf ihren Social Media-Kanalen warb. Auch aus Anlass weiterer
CSD-Veranstaltungen in Deutschland wollte sich ein Vertreter der JS Bayern mit
den o. g. Gruppierungen treffen. Gleichzeitig veréffentlicht JS Bayern auf ihrem
TikTok-Account auch Beitrage mit Inhalten des lll. Weges. Es ist daher davon aus-
zugehen, dass JS Bayern mit den o. g. Gruppierungen in Kontakt steht und ange-
strebt wird, auch realweltlich gemeinsam zu agieren.
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JS ist eine erst seit einigen Wochen aktive Gruppierung, der es in relativ kurzer Zeit
gelungen ist, Uber soziale Medien ein gewisses Interesse zu erzeugen und fiir eine
Veranstaltung eine mittlere zweistellige Zahl an Personen zu mobilisieren. Es bleibt
abzuwarten, inwiefern sich die Strukturen der Gruppierung insbesondere in Bayern
weiter verfestigen und ob es der Gruppierung gelingt, dauerhaft auch realweltliche
Aktivitaten zu entfalten.
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4. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, aus welchem Grund konnte im

Maximilian Jahr 2024 eine Verdopplung der Vereinspauschale — anders
Deisenhofer als u. a. im Koalitionsvertrag von CSU und FREIE WAHLER in
(BUNDNIS 2023 ausgelobt — nicht eingehalten werden, seit wann haben
90/DIE GRU-  die Sportfachverbdnde des Bayerischen Landes-Sportver-
NEN) bands endgultige Klarheit Gber die Hohe der Staatsmittelvertei-

lung fur 2024 und fir welchen Sportfachverband wurden die
Staatsmittel fir 2024 bereits final bewilligt?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Der Mittelansatz der Vereinspauschale wurde im Doppelhaushalt 2024/2025 um
jahrlich jeweils 10 Mio. Euro erhéht. Die im Koalitionsvertrag fir die Legislaturperi-
ode 2023 bis 2028 vereinbarte politische Zielsetzung der Verstetigung einer ,ver-
doppelten Vereinspauschale” wurde damit bereits zur Halfte umgesetzt.

Die staatliche Férderung von Verbanden und Dachorganisationen des bayerischen
Sports erfolgt im Wege der sogenannten zielorientierten Budgetférderung. Die den
einzelnen Sportfachverbanden zur Verfligung stehenden jahrlichen Héchstbetrage
werden ausgehend von den fur das Forderjahr zur Verfiigung stehenden Haushalts-
mitteln durch den mit dem Foérdervollzug beauftragten Bayerischen Landes-Sport-
verband (BLSV) auf der Grundlage eines vom Staatsministerium des Innern, fir
Sport und Integration (StMI) genehmigten Verteilungsschlissels festgesetzt. Die
abschlieffende Berechnung flir das Forderjahr 2024 konnte durch den BLSV nach
Freigabe seines Staatsmittelhaushalts durch das StMI Anfang August 2024 erfol-
gen.

Die Bewilligungen der EinzelmaRnahmen werden durch den BLSV auf der Grund-
lage der von den Sportfachverbanden eingereichten Forderantrage erteilt.
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5. Abgeordnete Wie viele Gefliichtete sind in den bayerischen Kommunen un-

Giilseren tergebracht (bitte nach Unterbringungsformen (Kapazitaten
Demirel und tatsachliche Belegung) und Kommunen sowie Regierungs-
(BUNDNIS bezirke auflisten sowie ukrainische Geflichtete und Gefliich-
90/DIE GRU- tete aus anderen Herkunftslandern trennen), wie hoch ist die
NEN) Aufnahmequote der Landkreise in Bayern, wie genau mdchte

die Staatsregierung nach der Ankiindigung von Ministerprasi-
dent Dr. Markus Séder Geflichtete nach drei Monaten Aufent-
halt in Bayern in den Arbeitsmarkt und gemeinnitzige Arbeit
integrieren?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die Zahl der gefliichteten Personen, differenziert nach Kriegsfliichtlingen aus der
Ukraine und Sonstige (untergebrachte Personen in Asylunterkiinften, Personen in
Privatwohnungen und Emigranten in Ubergangswohnheimen) stellt sich in den Re-
gierungsbezirken bzw. auf Kreisebene aktuell (Stand 07.10.2024) wie folgt dar:

Personen ohne UKR Personen UKR
Soll— | IST - IST -

Regierungsbezirk //  |Quote im/Quote im[BerucksichtigteQuote imBerlicksichtigte

Landkreis / kreisfr. Stadt Bayern- | Bayern- Falle Bayern- Falle
vergleich\vergleich vergleich

Oberbayern 35,60 % (31,39 % 45 688 (37,24 % 64774
Ingolstadt (KS) 1,03 % | 1,73 % 2513 | 1,09 % 1895
Munchen (KS) 11,25 % | 8,20 % 11 940 /12,55 % 21824
Rosenheim (KS) 0,46 % | 0,56 % 815| 0,43 % 756
IAltotting 0,85 % | 0,86 % 1255| 0,91 % 1576
O e 114% | 1,01 % 1473 1,06 % 1850
Berchtesgadener Land | 0,82 % | 0,76 % 1108 | 0,86 % 1495
Dachau 0,96 % | 0,85 % 1242 1,05 % 1833
Ebersberg 1,07 % | 0,84 % 1221| 1,04 % 1814
Eichstatt 1,00 % | 0,93 % 1357 | 1,05 % 1825
Erding 1,03 % | 0,87 % 1263| 1,03 % 1787
Freising 1,35 % | 1,39 % 2022 1,36 % 2372
Flrstenfeldbruck 1,67 % | 1,67 % 2435 1,63 % 2836
S::gfkﬁfc'hen 0,68 % | 0,75 % 1086 1,01 % 1751
Landsberg a.Lech 0,93 % | 0,93 % 1354 0,95 % 1655
Miesbach 0,75 % | 0,74 % 1079 0,67 % 1158
Muhldorf a.lnn 0,85 % | 1,03 % 1503 | 0,77 % 1334
MUinchen 2,63% | 1,86 % 2714 2,81 % 4 894
Nows S 0,75 % | 0,86 % 1245| 0,72 % 1257
Pfaffenhofen a.d.llm 0,96 % | 1,05 % 1534 0,87 % 1521
Rosenheim 1,99 % | 1,37 % 1991 1,58 % 2742
Starnberg 1,03 % | 1,08 % 1569 | 1,00 % 1731
Traunstein 1,35% | 1,12 % 1635| 1,31 % 2284
\Weilheim-Schongau 1,03 % | 0,92 % 1334 | 1,14 % 1989
Niederbayern 9,50 % | 9,17 % 13345| 8,61 % 14 976
Landshut (KS) 0,53 % | 0,70 % 1015 0,86 % 1497




Drucksache 19/3592

Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode

Seite 7

Passau (KS) 0,40 %] 0,51 % 745] 0,54 % 941
Straubing (KS) 0,36 % 0,35 % 512 0,47 % 820
Deggendorf 0,92%| 1,24 % 1799 0,78 % 1357
Dingolfing-Landau 0,74 % | 0,85 % 1240 0,64 % 1115
Freyung-Grafenau 0,62 % | 0,53 % 7741 0,59 % 1029
Kelheim 0,92%] 0,91 % 1320 0,71 % 1235
Landshut 1,21% | 0,74 % 1077 0,90 % 1565
Passau 147 % | 1,43 % 2075 1,34 % 2334
Regen 0,61 %) 0,56 % 819 0,46 % 801
Rottal-Inn 0,94 % | 0,80 % 1162 0,81 % 1408
Straubing-Bogen 0,78 % | 0,55 % 807 0,43 % 745
Oberpfalz 8,50 % [10,19 % 14827 8,712 % 15170
Amberg (KS) 032%] 0,37 % 535 0,51 % 893
Regensburg (KS) 111 % | 2,14 % 3118| 1,78 % 3104
Weiden i.d.OPf. (KS) | 0,33 % 0,59 % 862 | 0,49 % 847
Amberg-Sulzbach 0,81%] 0,76 % 1113 0,74 % 1285
Cham 0,99 % | 0,97 % 1408 0,76 % 1322
Neumarkt i.d.OP. 1,01 % | 0,98 % 1422 0,81 % 1409
Neustadt a.d Waldnaab | 0,75 % | 0,78 % 1131 0,58 % 1003
Regensburg 1,47 % | 1,78 % 2590 | 1,14 % 1976
Schwandorf 113 % | 1,30 % 1889 1,04 % 1807
Tirschenreuth 0,58 % | 0,52 % 759 0,62 % 1082
Oberfranken 8,30 %| 9,22 % 13427 8,63 % 15 002
Bamberg (KS) 056 % | 1,47 % 2133] 0,67 % 1163
Bayreuth (KS) 0,56 % | 0,59 % 859 0,84 % 1460
Coburg (KS) 032%] 0,41 % 601 0,54 % 942
Hof (KS) 0,35 % 0,62 % 905 1,02 % 1772
Bamberg 114 % | 0,08 % 1428 0,84 % 1458
Bayreuth 0.82%] 0,51 % 746 0,60 % 1051
Coburg 0,68 % | 0,68 % 988 0,35 % 602
Forchheim 0,90 % | 0,85 % 1233 0,94 % 1630
Hof 0,76 % | 0,73 % 1065 0,63 % 1104
Kronach 0,53 % | 0,48 % 695 0,38 % 655
Kulmbach 0,57 %] 0,67 % 969 | 0,53 % 917
Lichtenfels 0,52 % 0,69 % 1011 0,40 % 703
‘é\l’;:‘g%deﬂr'ge 0,58 % | 0,55 % 794 | 0,67 % 1172
Mittelfranken 13,50 % [14,11 % 20 534 [13,20 % 22 950
Ansbach (KS) 0.31%] 0,49 % 709| 0,41 % 719
Erlangen (KS) 0,84 %] 0,82 % 1194 0,83 % 1448
Fiirth (KS) 0,96 % | 1,02 % 1486 1,11 % 1930
Narnberg (KS) 3,94 %] 521 % 7587 | 543 % 9443
Schwabach (KS) 031%] 0,31 % 456 | 0,24 % 422
Ansbach 142% | 1,19 % 1726 1,09 % 1899
Erlangen-Hochstadt | 1,04 % | 0,78 % 1136 0,71 % 1229
Firth 0,90 % | 0,68 % 994 0,59 % 1030
Neustadta.dAisch 1 0,77.% | 0,69 % 1006 | 0,61 % 1054
Nirnberger Land 1,31 % | 1,30 % 1888]| 0,74 % 1285
Roth 0.97 % | 1,04 % 1519 0,49 % 848
gfﬁ:ﬂﬁ:{lgs'en 0,73% | 0,57 % 833| 0,78 % 1358
Unterfranken 10,20 % 11,55 % 16 815 9,59 % 16 680
Aschaffenburg (KS) | 0,53 % | 0,87 % 1271 0,70 % 1209
Schweinfurt (KS) 041%| 0,57 % 836 0,66 % 1149
Wiirzburg (KS) 0,98 % | 1,07 % 1557 | 1,07 % 1869
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[Aschaffenburg 1,36 % 1,16 % 1687] 1,13 % 1972
Bad Kissingen 0,81%| 0,73 % 1059 0,92 % 1592
HaRberge 0,66 % | 0,87 % 12681 0,49 % 856
Kitzingen 0,69 % | 0,66 % 957 | 0,64 % 1111
Main-Spessart 0,99 % | 1,13 % 1652 0,69 % 1204
Miltenberg 1,00% | 1,33 % 1931] 0,87 % 1508
Rhén-Grabfeld 0,62 % | 0,59 % 854 | 0,61 % 1068
Schweinfurt 0,90 % | 1,49 % 2169 0,43 % 754
Wiirzburg 1,25% | 1,08 % 1574 1,26 % 2183
Schwaben 14,40 % [14,38 % 20 926 (14,01 % 24 362
Augsburg (KS) 2,22%| 2,82 % 4098 2,71% 4718
Kaufbeuren (KS) 0,33% | 0,35 % 508 | 0,40 % 690
Kempten (Allgau) (KS) | 0,52 % | 0,46 % 667 | 0,62 % 1076
Memmingen (KS) 0,33% | 0,38 % 556 | 0,44 % 758
Aichach-Friedberg 1,02%| 0,71 % 1029 1,02 % 1766
Augsburg 1,92 % | 2,04 % 2967 | 1,46 % 2539
Dillingen a.d.Donau 0,73 % | 0,65 % 953 ] 0,79 % 1369
Donau-Ries 1,04 % | 0,98 % 1426 0,90 % 1565
Giinzburg 0,96 % | 1,09 % 1586 | 0,67 % 1171
Lindau (Bodensee) 0,63 % | 0,57 % 824 0,57 % 999
Neu-Ulm 1,32%| 1,14 % 1662 1,43 % 2495
Oberallgau 1,20% | 1,15 % 1679] 0,91 % 1579
Ostallgau 1,08 % | 0,93 % 1347 1,01 % 1758
Unterallgéu 1,09% | 1,12 % 1624 0,85 % 1479

Die Zahl der in Asylunterklinften Untergebrachten Personen sowie deren jeweilige
Kapazitat stellt sich aktuell (Stand 07.10.2024) wie folgt dar:

Kapazitat Belegung

ANKER Rd. 12 900 Rd. 10 100
GU Rd. 30 800 Rd. 27 550
DU Rd. 103 000 Rd. 98 950

Eine detailliertere Darstellung fir die Regierungsbezirke und Kreisverwaltungsbe-
hérden kann in der zur Beantwortung der Anfrage zum Plenum zur Verfligung ste-
henden Zeit nicht geleistet werden kann.

Daten fur die Verteilung auf die Kommunen unterhalb der Kreisebene sowie Gber
die Gesamtkapazitdten aller Unterbringungsformen einschliellich der privaten
Wohnsitznahmen liegen dem Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integra-
tion (StMI) nicht in statistisch auswertbarer Form vor und sind auch unter Beriick-
sichtigung der Bedeutung des parlamentarischen Fragerechts nicht mit verhaltnis-
maRigem Verwaltungsaufwand zu ermitteln.

Die Staatsregierung prift derzeit unter Berlicksichtigung des von der Bundesregie-
rung mit der Wachstumsinitiative angekiindigten erleichterten Arbeitsmarktzugangs
von Asylbewerbern und ausreisepflichtigen abgelehnten Asylbewerbern, welcher
MaRnahmen es bedarf, um grundsatzlich allen Asylbewerbern einen gewdhnlichen
Zugang zum Arbeitsmarkt nach drei Monaten zu eréffnen.

Erganzend dazu wird der weitere Ausbau der gemeinnitzigen Arbeitsgelegenheiten
nach § 5 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) vorangetrieben. Mit solchen Ar-
beitsgelegenheiten kdnnen Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG, die arbeitsfa-
hig und nicht im schulpflichtigen Alter sind sowie keiner Erwerbstatigkeit nachge-
hen, zu gemeinnutziger Arbeit herangezogen werden. Die Staatsregierung hat die
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Bedeutung von Arbeitsgelegenheiten fir die gesellschaftliche Akzeptanz schon
lange erkannt und baut daher die Arbeitsgelegenheiten seit Jahren konsequent aus.
Das StMI forciert den weiteren Ausbau der Arbeitsgelegenheiten. Hierzu wurde bei-
spielsweise bereits im April dieses Jahrs ein Leitfaden flr die Bereitstellung von
Arbeitsgelegenheiten bei staatlichen, kommunalen und gemeinnitzigen Tragern
verodffentlicht. Das StMI steht im engen Austausch mit den zur Bereitstellung von
Arbeitsgelegenheiten nach dem AsylbLG zustédndigen Regierungen und ortlichen
Tragern, sowie den anderen Ressorts, um noch weiteres Potenzial fiir den Ausbau
der zur Verfugung stehenden Arbeitsgelegenheiten zu nutzen.
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6. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, inwiefern halt sie die praventiven

Florian Aufgaben des Landesamts fir Verfassungsschutz (BayLfV),
Kohler insbesondere die des ,praventiven Demokratieschutzes®, fir
(AfD) vereinbar mit dem Grundgesetz, insbesondere mit dem Rechts-

grundsatz ,nullum crimen sine lege“ (,keine Strafe, mithin auch
keine Verfolgung, ohne Gesetz*), welche MalRnahmen wurden
ergriffen, um sicherzustellen, dass vom BayLfV registrierte Be-
strebungen von Personen, die im Rahmen des Auftrags der Be-
hérde untersucht werden mussten, tatsachlich vorhanden und
anhand von objektiven Tatsachen nachweisbar sind und nicht
nur auf einer behordlichen Konstruktion basieren, und wie defi-
niert die Staatsregierung den Begriff des Extremismus in Ab-
grenzung zum Begriff des Radikalismus?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Der vom Fragesteller offenbar in Bezug genommene Art. 103 Abs. 2 des Grundge-
setzes (GG) als strafrechtlicher Grundsatz hat keinen Bezug zu Aufgaben und Be-
fugnissen des Landesamtes fir Verfassungsschutz (BayLfV). Das BayLfV ist keine
Strafverfolgungsbehdrde. Im Ubrigen lasst nach sténdiger Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes das Grundgesetz die Sammlung von Unterlagen zum
Zwecke des Verfassungsschutzes ausdricklich zu, indem es die Gesetzgebungs-
kompetenz hierfur regelt und die Schaffung von Behérden ermdglicht, die diese Auf-
gabe wahrnehmen (Art. 73 Abs. 1 Nr. 10 Buchstabe b i.V.m. Art. 70 Abs. 1, Art. 87
Abs. 1 Satz 2 GG). Dies gilt auch fir das BayLfV (vgl. BVerfG, Urteil vom
26.04.2022, Az.: 1 BvR 1619/17, Rn.: 150).

Das BayLfV ist wie jede Behérde an Gesetz und Recht gebunden. Gesetzliche Vo-
raussetzung fir die Sammlung und Auswertung von Informationen durch das
BayLfV ist, dass tatsdchliche Anhaltspunkte fiir beobachtungsbeduirftige Bestrebun-
gen oder Tatigkeiten nach Art. 4 Abs. 2 Bayerisches Verfassungsschutzgesetz
(BayVSG) vorliegen (vgl. Art. 5a Abs. 1 BayVSG). Zur Kontrolle des BayLfV wird
auf die Darstellung im Verfassungsschutzbericht 2023, S. 24f. verwiesen.!

Zum Extremismusbegriff auch in Abgrenzung zu Begriffen wie ,radikal“ wird auf die
Antwort der Staatsregierung zu Frage 2.2 der Schriftlichen Anfrage der Abgeordne-
ten Franz Bergmiller u. a. vom 09.01.2020 betreffend Autonome in Bayern 2019
(Drs. 18/6473 vom 03.04.2020) verwiesen.

1

abrufbar unter: https://www.verfassungsschutz.bayern.de/mam/anlagen/vsb-2023 barrierefrei.pdf



https://www.verfassungsschutz.bayern.de/mam/anlagen/vsb-2023_barrierefrei.pdf
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7. Abgeordneter Da es am Rande einer Demonstration, die am 05.10.2024 in

Stefan Aichach stattfand, zu einer polizeilichen Mallnahme gegen ei-
Low nen Teilnehmer kam, weil dieser das Plakat ,Kein Missbrauch
(AfD) der Polizei durch Regierungsfaschisten” mitfihrte, frage ich die

Staatsregierung, auf welcher Rechtsgrundlage erfolgte die
Mafnahme der Wegnahme des Plakats (bitte erlautern, warum
die Aussage nicht von der Meinungsfreiheit gedeckt ist) und wa-
rum wurde der Teilnehmer Ziel der weiteren Malnahmen und
welche Folgen hat die polizeiliche MaRnahme fiir den Teilneh-
mer und die Verantwortlichen bei der Polizei?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Das betreffende Plakat ,Kein Missbrauch der Polizei durch Regierungsfaschisten”
erfillt den Anfangsverdacht einer Verleumdung zum Nachteil der an der Bundes-
oder Landesregierung beteiligten Personen. Dementsprechend wurde durch die 6rt-
lich zustandige Polizeidienststelle ein Ermittlungsverfahren eingeleitet und es er-
folgten die Sicherstellung des Plakates und eine Identitatsfeststellung der Person
auf Grundlage der hierfur einschlagigen Normen der Strafprozessordnung. Weiter-
gehende Ausklnfte zum Ermittlungsverfahren sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht
moglich.

Trotz der grundsatzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht, Informationsanspriiche
des Landtags zu erflillen, tritt hier nach sorgfaltiger Abwagung der betroffenen Be-
lange im Einzelfall das Informationsinteresse des Parlaments hinter den berechtig-
ten Interessen bei der Durchfiihrung strafrechtlicher Ermittlungen zurtick. Das Inte-
resse der Allgemeinheit an der Gewahrleistung einer funktionstiichtigen Strafrechts-
pflege leitet sich aus dem Rechtsstaatsprinzip ab und hat damit ebenfalls Verfas-
sungsrang.
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8. Abgeordnete Nachdem in den vergangenen Jahren es der gesetzlich zustan-

Anna digen Kassenarztlichen Vereinigung Bayerns (KVB) in den die
Rasehorn Stadt Augsburg umgebenden Landkreisen in einer Vielzahl von
(SPD) Fallen nicht gelungen ist, die vorgegebenen Notarztstandorte

mit Notarzten zu besetzen (vgl. u. a. die Anfragen zum Plenum
des ehem. Abgeordneten Harald Guller — Drs. 18/29289 und
18/29958), frage ich daher die Staatsregierung fir die Notarzt-
standorte Schwabmiinchen, Zusmarshausen, Dillingen, Nord-
lingen und Aichach, wie viele Schichten an den jeweiligen
Standorten vom Juli 2024 bis heute in den jeweiligen Monaten
nicht besetzt wurden (bitte die sich daraus ergebenden Beset-
zungsquoten angeben), wie viele Schichten an den Standorten
nach heutiger Planung bis Ende Oktober nicht besetzt sind und
was plant die die Staatsregierung, um weitere hohe Ausfalle zu
verhindern?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Das Gebiet des Freistaates ist in 25 Rettungsdienstbereiche eingeteilt. Die im sel-
ben Rettungsdienstbereich liegenden Landkreise und kreisfreien Gemeinden erle-
digen die ihnen nach dem Bayerischen Rettungsdienstgesetz (BayRDG) obliegen-
den Aufgaben im Zusammenschluss zu einem Zweckverband fur Rettungsdienst
und Feuerwehralarmierung (ZRF). Gemal Art. 14 Abs. 2 Satz 1 des BayRDG stel-
len der ZRF und die Kassenarztliche Vereinigung Bayerns (KVB) gemeinsam fur
alle Notfallpatienten die Mitwirkung von Arzten in der bodengebundenen Notfallret-
tung sicher.

Die KVB teilt dem Staatsministerium des Innern, fur Sport und Integration (StMI)
quartalsweise die Besetzungsquoten der Notarztstandorte mit. Der folgenden Ta-
belle kdnnen die Besetzungsquoten der Notarztstandorte Aichach, Dillingen, Nord-
lingen, Schwabmunchen und Zusmarshausen in den Monaten Juli und August 2024
entnommen werden. Eine Auswertung der Besetzungsquoten flir September 2024
sowie der unbesetzten Notarztschichten bis Ende Oktober 2024 ist nur im Rahmen
einer Einzelfallauswertung mdglich, die die Einbindung externer Stellen erfordert
und auch unter Berlcksichtigung des parlamentarischen Fragrechts angesichts der
Kurzfristigkeit nicht erfolgen kann.

Juli 2024 August 2024
Aichach 94,62 % 80,65 %
Dillingen 57,26 % 58,57 %
Nordlingen 92,94 % 92,00 %
Schwabmiinchen 97,58 % 69,15 %
Zusmarshausen 94,93 % 89,18 %

Dabei ist zu betonen, dass Ausfalle bei der Besetzung von Notarztstandorten nicht
mit Defiziten in der Versorgung der Patienten gleichzusetzen sind. Bei einem vo-
ribergehend unbesetzten Notarztstandort erfolgt die Versorgung der Patienten
Uber den Nachbarstandort bzw. bei besonderer Dringlichkeit Gber das hervorragend
ausgebaute System der Luftrettung. Als ersteintreffendes Rettungsmittel ist zudem
der Rettungswagen und nicht der Notarzt konzipiert.
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Insgesamt ist die notarztliche Versorgung ein vielschichtiges System, in dem zahl-
reiche Akteure zusammenwirken und das von verschiedenen Faktoren beeinflusst
wird.

Exemplarisch kann die Weiterentwicklung der Vergitung finanzielle Anreize fir die
Ubernahme von Notarztdiensten schaffen. Die Vergiitung vereinbaren die KVB und
die in Bayern tatigen Sozialversicherungstrager als Kostentrager des Rettungs-
dienstes. Die Staatsregierung ist an den Verhandlungen nicht beteiligt. Zuletzt ha-
ben sich die Verhandlungspartner auf eine Anhebung der Vergutung fir den Not-
arztdienst ab dem 01.01.2024 geeinigt. Im Jahr 2024 stieg die Gesamtvergitung
um 17,6 Prozent, im Jahr 2025 wird sie um weitere 7 Prozent angehoben.

Darlber hinaus arbeitet das StMI als oberste Rettungsdienstbehdrde mit Hochdruck
an der Einfihrung des Telenotarztes. Das Telenotarzt-System wird es dem Ret-
tungsdienstpersonal vor Ort ermdglichen, unabhangig vom Einsatzort in Echtzeit
mit einem Telenotarzt zu kommunizieren und ihn in den laufenden Versorgungspro-
zess einzubinden. Das Telenotarzt-System wird das bodengebundene Notarztsys-
tem unterstitzen. Keinesfalls soll der Telenotarzt jedoch einen physischen Notarzt
ersetzen, wenn er erforderlich ist. Bayernweit sind hierflr drei Standorte geplant,
die jeweils fir mehrere Rettungsdienstbereiche zustandig sein werden. Nach dem
Pilotprojekt im Rettungsdienstbereich Straubing wird hier nun in einem ersten
Schritt auch der Standort Ost in Betrieb gehen. Zum Jahreswechsel 2024/2025 soll
der Telenotarzt dort fur erste Einsatze zur Verfigung stehen.
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9. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Erkenntnisse ihr zu den
Katharina Aktivitaten, Ideologie und Strukturen der volkischen Weltan-
Schulze schauungsgemeinschaft ,Bund flr Deutsche Gotterkenntnis*
(BUNDNIS mit Sitz in Tutzing vorliegen, wer den Bund als Vorstand des
90/DIE GRU-  eingetragenen Vereins nach auen vertritt und welche Erkennt-
NEN) nisse sie zu den publizistischen Aktivitdten des Bundes um den
,Verlag Hohe Warte* in Pahl und die Zeitschrift ,Mensch und
MaR* hat?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Der ,Bund fir Gotterkenntnis e. V.“ (BfG) wurde als ,Bund fiir Deutsche Gotter-
kenntnis“ im Jahre 1937 gegriindet. Nach dem Zweiten Weltkrieg nahm er 1951
seine Tatigkeit wieder auf.

Grundlage der Ideologie des BfG sind die ,religionsphilosophischen Einsichten® der
,Gotterkenntnis“ der Mathilde Ludendorff. In zahlreichen Bichern thematisierte
Mathilde Ludendorff ihre volkisch-religiosen Gedanken. Die Grundlage der ,Deut-
schen Gotterkenntnis” ist eine antisemitische Rassenlehre vom Menschen. Die Ide-
ologie des BfG spricht sich fir eine strikte Trennung der ,Rassen” aus. In der dem
BfG zuzurechnenden Publikation ,Mensch und Mafl3* wird gegen ,Fremde®, antise-
mitisch und geschichtsrevisionistisch argumentiert sowie die Giltigkeit der Men-
schenrechte negiert.

Das Gedankengut des BfG wird maRRgeblich in der monatlich erscheinenden Publi-
kation ,Mensch und Mal“ verbreitet. Herausgegeben wird die Zeitschrift vom Verlag
Hohe Warte, der im Handelsregister mit Sitz in Pahl (Landkreis Weilheim-
Schongau) eingetragen ist und tUber eine Geschéaftsanschrift in Brandenburg an der
Havel verfiigt. Dariiber hinaus verfligt die Organisation (iber die Homepage?.

Erkenntnisse Uber im Jahre 2024 durchgefuhrte Veranstaltungen des BfG liegen
dem Landesamt fur Verfassungsschutz nicht vor.

Hinsichtlich der Vertretung des Vereins wird auf das ¢ffentlich einsehbare Vereins-
register verwiesen.

2

www.ludendorff.info


https://ludendorff.info/
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10. Abgeordneter  Bezugnehmend auf die Antwort auf meine Schriftliche Anfrage
Florian zu Thema ,Offene und vollstreckte Haftbefehle® vom
Siekmann 25.08.2024 auf Drs. 19/3474 frage ich die Staatsregierung, wel-
(BUNDNIS che Straftatbestdnde sind wesentlich fir die erhebliche Zu-
90/DIE GRU-  nahme der offenen Haftbefehle in Bayern seit 2012, wie vertei-
NEN) len sich die offenen Haftbefehle zum Ende des Jahres 2023 auf

die einzelnen Straftatbestdnde und wie auf Deutsche, weitere
EU-Burgerinnen und -Burger und nicht-EU-Birgerinnen und
-Birger?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Vorbemerkung: Unter dem Begriff ,offene Haftbefehle (oHB)“ sind ausschlieRlich
Ausschreibungen im Informationssystem der Polizei (INPOL-Z) mit den Anlassen
LStraftat®, ,Strafvollstreckung” und ,Unterbringung”“ zum Zwecke von ,Festnahme
Haft-/Unterbringungsbefehl” zu verstehen:

Statistische Daten zu Haftbefehlen, die eine Differenzierung nach Straftatengrup-
pen zulassen, liegen dem Landeskriminalamt (BLKA) erst ab dem Kalender-
jahr 2020 vor.

Zur Auswertung im Sinne der Fragestellung ist eine umfangreiche manuelle Re-
cherche erforderlich. In der Kiirze der zur Verfigung stehenden Zeit ist keine be-
lastbare Aussage mdglich.
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11. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wann wurden die Abschiebungen

Ulrich aus Bayern in die Russische Fdderation wieder aufgenommen,
Singer wie viele Personen wurden 2024 dorthin abgeschoben und tber
(AfD) welche Drittlander erfolgen die Abschiebungen?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die Durchfihrung von Abschiebungen aus Bayern in die Russische Fdderation
wurde in Einzelfallen im Marz 2023 — nach einer Unterbrechung von 12 Monaten —
wiederaufgenommen. Zwischen dem 1. Januar und dem 31. August 2024 wurden
aus bayerischer Zustandigkeit insgesamt 14 Personen in die Russische Féderation
abgeschoben. Aktuell erfolgen Rickflihrungen Gber Serbien und Georgien.
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12. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, werden in Miinchen ukrainischen

Ralf Flichtlingen mietfreie Wohnungen angeboten, kénnen diese
Stadler Wohnungen flir 10 Jahre mietfrei bezogen werden (z. B. die Un-
(AfD) terkiinfte in der Reitmorstralde 41) und werden in Miinchen uk-

rainische Flichtlinge inzwischen auch in Staatsbediensteten-
wohnungen untergebracht?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Dem Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration liegen keine entspre-
chenden Erkenntnisse vor.

Kriegsfluchtlinge aus der Ukraine sind nach ihrer Anerkennung berechtigt und auch
verpflichtet, aus den staatlichen Asylunterkiinften auszuziehen und sich eigenen
Wohnraum zu suchen. Sofern dies aufgrund des angespannten Wohnungsmarktes
in Bayern nicht sofort gelingt, werden die Personen derzeit als sog. Fehlbeleger in
den staatlichen Asylunterkiinften geduldet, bis sie eigenen Wohnraum gefunden
haben. Diese sog. Fehlbeleger miissen gem. § 22 Abs. 1 Asyldurchfiihrungsverord-
nung (DVAsyl) Gebihren fir die Unterkunft und ggf. Auslagen fiir die Verpflegung
entrichten.

Die Landeshauptstadt Miinchen wird bei der Unterbringung von Asylbewerbern und
Kriegsfluchtlingen im Ubertragenen Wirkungskreis tatig. Bei den Flichtlingsunter-
kinften der Landeshauptstadt Minchen handelt es sich um stadtische Flichtlings-
unterkinfte. Die Landeshauptstadt Miinchen hat eine entsprechende Gebuhrensat-
zung erlassen (Satzung uber die Gebuhren fir die Benutzung der Fluchtlingsunter-
kunfte der Landeshauptstadt Minchen vom 20.12.2017).

Nach Mitteilung des Staatsministeriums der Finanzen und fur Heimat werden
Staatsbedienstetenwohnungen gemafl den Bayerischen Wohnungsvergaberichtli-
nien (BayWoVR) grundséatzlich nur an Beschéaftigte des Freistaates vergeben. Eine
Unterbringung von ukrainischen Flichtlingen in Staatsbedienstetenwohnungen er-
folgt nicht.
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13. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ob nach der Ankiindigung des

Martin Ministerprasidenten im Juli 2024, zuklnftig vermehrt Gefliich-
Stiimpfig tete in gréReren bayerischen Stadten unterzubringen, um klei-
(BUNDNIS nere landliche Kommunen zu entlasten, dies inzwischen bei der
90/DIE GRU-  Verteilung Gefliichteter konsequent umgesetzt wird, ob die zu-
NEN) standigen Landratsamter im landlichen Bereich die Mdglichkeit

haben, Angebote von Mietobjekten in kleineren Ortsteilen, die
durch die Unterbringung tberfordert waren, abzulehnen und ob
seit der Ankiindigung des Ministerprasidenten ein entsprechen-
des Rundschreiben an die Landratsamter und kreisfreien
Stadte ergangen ist?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Angesichts der aktuellen ernsten Migrationslage ist eine auf Akzeptanz stoflende
Verteilung unerldsslich. Uberall dort, wo noch Handlungsbedarf besteht — wie ins-
besondere in der Landeshauptstadt Miinchen — werden konsequent zusatzliche Ka-
pazitdten in der Asyl- und Fllchtlingsunterbringung geschaffen. Hierzu dient auch
die angekundigte Schaffung einer neuen ANKER-Einrichtung in Minchen mit
1 000 Platzen, fir die gerade das Mietgesuch ausgeschrieben ist. Die Notwendig-
keit entsprechender Anstrengungen wird zudem in regelmafRigen Videoschaltkon-
ferenzen von Staatsminister Joachim Herrmann mit u. a. den bayerischen Landra-
ten und Oberbirgermeistern unterstrichen, zuletzt am 02.10.2024. Ein gesondertes
Rundschreiben erging dariber hinaus nicht.
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14. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Erkenntnisse und Infor-
Gabriele mationen liegen ihr zur Veranstaltung vor, die im Rahmen der
Triebel ,Heimatkunde-Tour 2024“ am Wochenende 14./15.09.2024 in
(BUNDNIS einem Gasthaus in Igling (Landkreis Landsberg am Lech)
90/DIE GRU-  durchgefiihrt wurde, welche Erkenntnisse und Informationen
NEN) liegen zur vorangegangenen ,Heimatkunde“-Veranstaltung am

08.06.2024 in Minchen vor und Uber welche Informationen ver-
fugt die Staatsregierung zur SC 360° Media UG, die als Veran-
stalter gilt?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Dem Landesamt fir Verfassungsschutz liegen keine Erkenntnisse iber eine Veran-
staltung der ,Heimatkunde-Tour” am 14./15.09.2024 in Igling vor. Zu einer Veran-
staltung am 08.06.2024 in Miinchen ist bekannt, dass diese auf einem offen einseh-
baren Telegram-Kanal angekiindigt und beworben wurde. Ob die Veranstaltung tat-
sachlich stattfand, ist nicht bekannt.

Das Projekt ,SC 360° Media“ wird dem Phanomenbereich der Reichsbiirger und
Selbstverwalter mit Bayernbezug zugeordnet. RegelmalRig werden neue Folgen
eines Videopodcasts ,geht's los?“ unter anderem auf Youtube veréffentlicht. In ihren
Videos gehen die Betreiber auf aus ihrer Sicht aktuelle politische Ereignisse ein.
Untermalt wird diese vordergriindige Kommentierung der aktuellen Nachrichtenlage
mit Aussagen, die Bezlige zur Ideologie der Reichsburger und Selbstverwalter auf-
weisen.



Drucksache 19/3592

Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode

Seite 20

Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

15. Abgeordneter
Johannes
Becher
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Ich frage die Staatsregierung, wie haufig ist die RB 33 seit dem
letzten Fahrplanwechsel wegen technischen oder personellen
Problemen ausgefallen (bitte aufschllisseln nach den einzelnen
Monaten), bis wann sollen die verschiedenen Probleme realis-
tischerweise geldst sein, um den Fahrgasten endlich wieder
Planungssicherheit und Verlasslichkeit ihrer Bahnanbindung
anbieten zu kdnnen und sind die zum Fahrplanwechsel im De-
zember 2024 vom Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Ver-
kehr angekiindigten Verbesserungen (siehe Stellungnahme
BV.0025.19) einer Verdichtung auf einen taglichen Stundentakt
fur die RB 33 technisch und personell weiterhin wie verspro-
chen umsetzbar?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Daten der DB Regio AG liegen dem Freistaat bis dato bis Juni 2024 vor und werden
nachfolgend dargestellt. Technische Probleme werden dabei in der Zeile ,Fahr-

zeuge” aufgefiihrt:

Dez.
Anteil der Ausfallursachen in Relation 2(?3%3 Jan. Feb. Marz April Mai Juni
zu den Gesamtausfallen RB 33 10. Okt 2024 2024 2024 2024 2024 2024
2023)
Fahrzeuge 92% |[16,3% | 3,1% | 20,9% | 60 % 49% | 51,4 %
Personal

(Eisenbahnverkehrsunternehmen)

- - - - - 159 % | 15,7 %

Nach Angaben der DB Regio AG wird die Situation in den kommenden Wochen
noch angespannt bleiben, die Weichen fir Verbesserungen sind jedoch gestellt. Um
dem Engpass bei den Triebfahrzeugflihrern entgegenzuwirken, werden derzeit
neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in erheblichem Umfang ausgebildet. Die
DB Regio AG geht von einer deutlichen Entspannung der Personalsituation gegen

Ende 2024 aus.

Die zum Fahrplanwechsel im Dezember 2024 angekindigten Verbesserungen um-
fassen zusatzliche Ziige und den Einsatz von Neufahrzeugen und werden wie ge-

plant umgesetzt.
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16. Abgeordnete  Aufgrund wiederkehrender Probleme beim Betrieb der Bahnli-

Sabine nie RE 1, frage ich die Staatsregierung, welcher Anteil der Zlige
Gross des RE 1 zwischen Mdinchen und Nirnberg seit dem
(SPD) 01.01.2024 unplnktlich bzw. ausgefallen ist, was die Ursachen

dafur waren und welche Mallnahmen ergriffen werden, um die
Situation fur die Fahrgaste kurz- und mittelfristig zu verbessern?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Leistungen im Schienenpersonennahverkehr auf der Linie RE 1 sind ein Teil
des Verkehrsdurchfihrungsvertrags ,Minchen-Nurnberg-Express/Ringzug West*,
den die Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG) im Auftrag des Freistaates mit der
DB Regio AG geschlossen hat. Eine linienbezogene Auswertung der Plnktlichkeit
und der Verspatungsursachen fir den RE 1 ist der BEG datentechnisch nicht mdg-
lich. Betrachtet werden kann immer nur das Gesamtnetz, zu dem neben der Linie
RE 1 Minchen - Ingolstadt — Nirnberg noch die Linien RB 16 Minchen — Ingolstadt
— Treuchtlingen — Nurnberg, RE 16 Augsburg — Treuchtlingen — NlGrnberg und der
Taktverstarker RE 60 Treuchtlingen — Nirnberg gehdéren. Lediglich die Ausfallquote
I&sst sich separat fur den RE 1 ermitteln.

Vom 01.01. bis 31.08.2024 lag der Anteil der unpuinktlichen Ziige im Verkehrsnetz
»Minchen-Nurnberg-Express/Ringzug West* bei 21,3 Prozent. Griinde sind: Infra-
strukturstérungen, insbesondere Weichenstérungen und Stérungen der Anlagen
der Leit- und Sicherungstechnik, die verkehrliche Durchfiihrung, BaumafRnahmen,
Anschlusssicherung, externe Einflisse und gefahrliche Ereignisse sowie Stérungen
an den eingesetzten Fahrzeugen, insbesondere bei der Skoda-Flotte.

Die Ausfallquote der Zlige der Linie RE 1 liegt im genannten Zeitraum im Jahr 2024
bei 5,6 Prozent. Davon sind uber die Halfte der Ausfélle auf die Fahrzeuge zuriick-
zufuihren. Ein weiteres Viertel wird durch externe Einflisse und gefahrliche Ereig-
nisse verursacht, der Rest entféllt vor allem auf Baumalinahmen und Infrastruktur-
stérungen.

Die DB Regio AG arbeitet daran, mit einem Ersatzkonzept die Ausfalle mdglichst zu
kompensieren. Dabei kommt auch Schienenersatzverkehr mit Bussen zum Einsatz.
Der Freistaat drangt intensiv auf das Erbringen der vertraglich festgelegten Leis-
tung. Die DB Regio AG hat MalRnahmen zugesagt, durch die sich die Fahrzeugver-
fligbarkeit der Skoda-Flotte in den ndchsten Monaten verbessern soll, wie z. B. den
Aufbau zusatzlicher Personalstellen im Bereich Flottenmanagement, Errichtung ei-
ner Leichtbauhalle zur Erhéhung der Werkstattkapazitat, damit Fahrzeugmangel
schneller behoben werden kénnen. Auch der Hersteller Skoda wird eine zusétzliche
Stelle einrichten, um seitens des Herstellers die DB Regio AG bei der schnellen und
nachhaltigen Stérungsbeseitigung zu unterstitzen. Zudem soll zuséatzlich ab De-
zember 2024 eine IC-Garnitur fur den Verkehr auf der Neubaustrecke Ingolstadt —
Kinding/Allersberg — Nurnberg zum Einsatz kommen.
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17. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, nach welchem Zeitplan erfolgt die

Ruth Planung, Klassifizierung (bitte mit Nennung der Klassifizie-
Miiller rungsmoglichkeiten) und Umsetzung einer Nord-Ost-Umfah-
(SPD) rung fir die Stadt Vilsbiburg, Landkreis Landshut, um die Innen-

stadt vom Durchgangsverkehr auf der Staatsstralle 2083 zu
entlasten, welche Kosten liegen dem Projekt zugrunde und wel-
che Trassenverldufe kommen dafir in Frage?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Bei der Nord-Ost-Umgehung Vilsbiburg handelt es sich um eine Verlegung der
Staatsstralle 2083. Sie wurde im Zuge der Weiterflihrung des Ausbauplans fur die
Staatsstralien als neues Projekt angemeldet und wird hinsichtlich Wirtschaftlichkeit,
Projektakzeptanz, Umwelt, Raum und Verkehr bewertet. In diesem sehr friihen Pla-
nungsstadium bzw. Rahmenplanung liegen keine Aussagen zu Zeitplanen, Kosten
und mdglichen Trassen vor.
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18. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ist der Bau eines Kreisverkehrs

Harry in Ansbach-Elpersdorf zur Erhéhung der Verkehrssicherheit
Scheuen- und Verbesserung der Riickstausituation in die St 2248 weiter-
stuhl hin von staatlicher Seite vorgesehen, welche Griinde fiihrte der
(SPD) Oberste Rechnungshof gegentber staatlichen Stellen gegen

den Bau des Kreisverkehrs bei Elpersdorf aus und wie wird von
staatlicher Seite sichergestellt, dass dem Beschluss des Stadt-
rates Ansbach Uber den Bau des Kreisverkehrs Elpersdorf ent-
sprechend Rechnung getragen wird und der Kreisverkehr tat-
sachlich in absehbarer Zeit noch gebaut wird?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Von staatlicher Seite wurde und wird zur Erhéhung der Verkehrssicherheit eine Sig-
nalisierung der Einmindung der StaatsstralRe 2248 in die Staatsstrale 1066 priori-
siert, da ein Kreisverkehr in diesem Fall bei signifikant hdheren Kosten keine we-
sentlichen Vorteile gegenliber einer Lichtsignalanlage aufweist.

Der Oberste Rechnungshof hatte bereits 2019 grundsatzliche Zweifel an der Wirt-
schaftlichkeit eines Kreisverkehrs gedulRert und eine héhere Beteiligung des Frei-
staates an den Umbaukosten als die zugesagten 0,5 Mio. Euro als ,nicht mehr ver-
tretbar® erachtet. Die Stadt Ansbach schatzte seinerzeit die Umbaukosten zu einem
Kreisverkehr auf 2,6 Mio. Euro.

Wegen des erheblichen Missverhaltnisses, in dem die Kosten der beiden Optionen
zueinander stehen, kann von staatlicher Seite dem Beschluss des Ansbacher Stadt-
rats nur insoweit Rechnung getragen werden, als dass sich der Freistaat beim Bau
eines Kreisverkehrs mit maximal den zugesagten 0,5 Mio. Euro beteiligt.
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19. Abgeordnete
Stephanie
Schuhknecht
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Ich frage die Staatsregierung, inwieweit kann Uber das Gesetz
Uber Zuwendungen des Freistaates Bayern zur Verbesserung
der Verkehrsverhaltnisse der Gemeinden die Leit- und Siche-
rungstechnik fir NE-Bahnen (NE-Bahnen = Nichtbundesei-
gene Eisenbahnen) als eigenstandiger Fordertatbestand gefér-
dert werden, wie ist das zu begrinden bzw. zu rechtfertigen,
inwieweit ist daran gedacht worden, die in den Richtlinien fir
die Gewahrung von Zuwendungen des Freistaates fur den 6f-
fentlichen Personennahverkehr hinterlegte Foérderkulisse zu
Uberarbeiten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

MaRnahmen zum Neubau oder zur Modernisierung von Anlagen der Leit- und Si-
cherungstechnik (LST) durch nichtbundeseigene Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men des Offentlichen Verkehrs kdnnen grundsétzlich aus dem Staatshaushalt be-
zuschusst werden. Abhangig von der Verkehrsart kommen Férderungen nach je-
weiliger MaRgabe des Haushaltsplans und im Rahmen der verfiigbaren Haushalts-
mittel in Betracht. In LST-Anlagen kénnen Investitionen oder Ersatzinvestitionen ge-
fordert werden, die eine Erhéhung der Betriebssicherheit bewirken. Die Richtlinien
fur die Gewahrung von Zuwendungen des Freistaates fur den 6ffentlichen Perso-
nennahverkehr (RZOPNV) wurden erst zum 01.01.2024 neu gefasst. Eine Uberar-
beitung der Richtlinien ist gegenwartig nicht vorgesehen.
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20. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, sind die Mittel der Einkommens-
Ursula orientierten Férderung (EOF) in Bayern fiir 2024 bereits ausge-
Sowa schopft, wenn ja, in welchem Umfang kénnen deshalb keine
(BUNDNIS weiteren Forderantrage fir 2024 bewilligt werden und ist noch
90/DIE GRU-  eine Aufstockung der Mittel fiir 2024 vorgesehen?

NEN)

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Im Doppelhaushalt 2024/2025 sind fir die verschiedenen Programme der Wohn-
raumforderung erstmals jahrlich rund 1,1 Mrd. Euro vorgesehen. Das ist Rekordni-
veau, eine zusatzliche Aufstockung der Mittel fur 2024 ist nicht vorgesehen.

Zur Wohnraumférderung zahlen unter anderem die Eigenwohnraumférderung in-
klusive Bayern-Darlehen, die Mietwohnraumférderung (Einkommensorientierte For-
derung — EOF und Aufwendungsorientierte Férderung — AOF), die Anpassung von
Wohnraum an die Belange von Menschen mit Behinderung, die Modernisierung von
Mietwohnraum und Pflegeplatzen, die Studierenden- und Auszubildendenwohn-
raumforderung sowie das Kommunale Wohnraumférderungsprogramm. In der EOF
erfolgen aktuell weiter Bewilligungen. Durch Mittelumschichtungen zwischen den
einzelnen Foérderprogrammen der Wohnraumférderung wird die Anzahl nicht bewil-
ligter Antrage geringgehalten. Die Bewilligung dieser Antrage wird in 2025 erfolgen.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums der Justiz

21. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie sie die Vollstreckung der

Matthias Haftstrafe des Oberfeldwebels | JEEI rechtfertigt, obwohl
Vogler die Impfpflicht fir Bundeswehrangehérige aufgehoben wurde
(AfD) und eine Amnestie fiir Coronabuf3gelder angekindigt ist, be-

steht die Moglichkeit, dass der Ministerprasident von seinem
Begnadigungsrecht gemaR Art. 47 Abs. 4 Satz 1 der Verfas-
sung des Freistaates Bayern Gebrauch macht, und wie wird
dies seitens der Staatsregierung bewertet?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Der Vollstreckung der gegen den Berufssoldaten verhangten Freiheitsstrafe liegt
eine rechtskraftige Verurteilung durch das Amtsgericht Ingolstadt wegen der Straftat
der Gehorsamsverweigerung gemagR § 20 Abs. 1 Nr. 2 Wehrstrafgesetz sowie ein
rechtskraftiger Bewahrungswiderruf des Amtsgerichts Ingolstadt vom 21.02.2024
zugrunde. GemalR des § 20 Abs. 1 Nr. 2 Wehrstrafgesetz wird mit Freiheitsstrafe
bis zu drei Jahren bestraft, wer als Soldat der Bundeswehr darauf beharrt, einen
Befehl nicht zu befolgen, nachdem dieser wiederholt worden ist. Das Staatsminis-
terium der Justiz darf wegen der verfassungsrechtlich gewahrleisteten richterlichen
Unabhangigkeit weder gerichtliche Verfahren Uberprifen, noch gerichtliche Ent-
scheidungen abandern, aufheben oder bewerten. Die Gerichte sind nach Art. 97
Abs. 1 des Grundgesetzes und nach Art. 85 der Verfassung des Freistaates Bayern
unabhangig und nur dem Gesetz unterworfen.

Ein Bezug zu der Ankiindigung der Staatsregierung, Corona-Bufigeldverfahren be-
enden zu wollen, besteht nicht. Der vorliegende Fall betrifft die Vollstreckung einer
Verurteilung wegen einer Straftat nach dem Wehrstrafgesetz, nicht wegen einer
Ordnungswidrigkeit nach dem Infektionsschutzrecht.

Gemal § 4 Nr. 2 der Bekanntmachung des Bayerischen Ministerprasidenten tber
die Auslibung des Begnadigungsrechts vom 20.09.1973 ist zur Entscheidung Uber
einen Gnadenerweis hinsichtlich Entscheidungen ordentlicher Gerichte grundsatz-
lich das Staatsministerium der Justiz ermachtigt. Durch die Bayerische Gnadenord-
nung (BayGnO) wurde die Erméchtigung zur Entscheidung von Gnadensachen in
bestimmten Fallen weiter auf die Generalstaatsanwalte Ubertragen, vgl. § 16 Abs. 2
und 3 BayGnO.

Zu dem angesprochenen Strafvollstreckungsverfahren liegen derzeit mehrere Gna-
dengesuche vor. Die Prufung dieser Gnadengesuche dauert noch an.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

22. Abgeordneter  In Anbetracht zahireicher Problemfalle im Zuge der Beantra-
Benjamin gung der Schulwegkostenfreiheit an bayerischen Schulen (z. B.
Adjei durch den Wechsel von Google Maps auf das Rauminformati-
(BUNDNIS onssystem Bayern — RISBY, fehlende Zulassung von Radwe-
90/DIE GRU-  gen als Bemessungsgrundlage, fehlende Kosteniibernahme
NEN) bei schwierigen Schulwegen und Baustellen sowie Wegfall der

Kostenubernahme bei Anmeldung an weiter entfernten Schu-
len) frage ich die Staatsregierung, inwiefern sind ihr derartige
Problemfélle bekannt (wenn ja, bitte jeweilige Schulen und An-
zahl nennen), halt sie eine Flexibilisierung der Bemessungs-
grundlage sowie eine — mitunter Ubergangsweise — Kosten-
Ubernahme bei Sonderfallen fir notwendig und inwiefern halt
sie eine Uberarbeitung und Aktualisierung des Gesetzes Uiber
die Kostenfreiheit des Schulwegs fur notwendig?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Die Organisation und Durchfihrung der 6ffentlichen Schulerbeférderung ist eine
kommunale Aufgabe. Zustandige Aufsichtsbehdrden sind die Bezirksregierungen.
Dem Staatsministerium werden etwaige problematische Einzelfalle daher nur bei-
spielsweise anlasslich von Biirger-, Abgeordneten- oder Presseanfragen, von Peti-
tionen im Landtag sowie ggf. von Gerichtsverfahren bekannt.

Das Schulwegkostenfreiheitsgesetz und die Schilerbeférderungsverordnung re-
geln u. a., unter welchen Voraussetzungen ein Beférderungsanspruch gegeniber
der zustandigen Kommune besteht. Dazu gehort auch die sog. Mindestlange des
Schulwegs. Ausnahmeregelungen fur einen kirzeren Schulweg bestehen fur Schu-
lerinnen und Schiiler, bei denen eine dauernde Behinderung die Beférderung erfor-
dert, oder bei besonders gefahrlichen oder besonders beschwerlichen Schulwegen.
Ob ein Schulweg besonders beschwerlich oder besonders gefahrlich ist, wird von
der zustandigen Kommune als Aufgabentrager der Schilerbeférderung in Zusam-
menarbeit mit dem Schulwegbeauftragten bzw. der értlichen Polizeiinspektion ob-
jektiv Uberprift und eingeschatzt, da diesbeziglich genaue Ortskenntnis erforder-
lich ist. FUr die Art der Vermessung des Schulwegs (Kartenmaterial, Geoinformati-
onssysteme, digitale Routenplaner etc.) durch die zustdndige Kommune gibt es
keine verpflichtenden Vorgaben. Eine ggf. interimsweise Ubernahme der Beférde-
rung in Sonderkonstellationen obliegt der Entscheidung der zustandigen Kommune.

Nach dem Koalitionsvertrag von CSU und FREIE WAHLER fiir die Legislaturperi-
ode 2023 — 2028 soll das System der Schilerbeférderung auf den Priifstand gestellt
und insbesondere geklart werden, inwieweit allen Schilerinnen und Schilern der
Zugang zum verbilligten Deutschlandticket ermdglicht werden kann. In diesem lau-
fenden Prifvorgang mit bildungs-, verkehrs- und finanzpolitischem Bezug sind di-
verse Aspekte und Interessenlagen gegeneinander abzuwagen und nach Maglich-
keit in Ausgleich zu bringen. Auch mit Blick auf die erst vor kurzem getroffene Ent-
scheidung uber die Preisgestaltung des Deutschlandtickets ab Januar 2025 liegen
noch keine konkreten Ergebnisse vor.
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23. Abgeordnete Nachdem Ministerprasident Dr. Markus Sdder in einem Ge-

Nicole sprach mit dem Landesschiilerrat angekilindigt hat, die Kosten-
Baumler freiheit des Schulwegs ab der 11. Klasse priifen zu lassen,
(SPD) frage ich die Staatsregierung, hat sie vor den Schulweg fir

Schulerinnen und Schiler ab der 11. Klasse kostenfrei zu ge-
stalten, gibt es Plane das 29 Euro-Ticket fur Schilerinnen und
Schdler einzufuhren und falls ja, wann ist mit Initiativen zu rech-
nen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Schiulerinnen und Schiler ab der Jahrgangsstufe 11 haben nach den Vorschriften
zur Schilerbeférderung einen Anspruch auf nachtragliche Erstattung der notwendi-
gen Kosten der Beforderung zur nachstgelegenen Schule, wenn der Schulweg lan-
ger als 3 km ist und soweit die Kosten eine bestimmte Belastungsgrenze Uberstei-
gen. Diese Belastungsgrenze hat der Gesetzgeber zum Schuljahr 2023/2024 mit
dem Ziel einer finanziellen Gleichstellung mit Studenten oder Auszubildenden, die
das bayerische Ermafigungsticket erwerben, auf 320 Euro pro Schilerin/Schiiler
und Schuljahr gesenkt. Die Familienbelastungsgrenze fur Familien (also bei meh-
reren Kindern) bleibt bei 490 Euro pro Schuljahr. Fur Familien mit Kindergeldan-
spruch fur drei oder mehr Kinder und fir einkommensschwache Familien, die An-
spruche auf bestimmte Sozialleistungen haben, entfallt die Eigenbeteiligung und
werden die Kosten der Schilerbeférderung in vollem Umfang erstattet.

Nach dem Koalitionsvertrag von CSU und FREIE WAHLER fiir die Legislaturperi-
ode 2023 — 2028 soll das System der Schilerbeférderung auf den Prifstand gestellt
und insbesondere geklart werden, inwieweit allen Schilerinnen und Schilern der
Zugang zum verbilligten Deutschlandticket ermdglicht werden kann. In diesem lau-
fenden Prufvorgang mit bildungs-, verkehrs- und finanzpolitischem Bezug sind di-
verse Aspekte und Interessenlagen gegeneinander abzuwagen und nach Maglich-
keit in Ausgleich zu bringen. Auch mit Blick auf die erst vor kurzem getroffene Ent-
scheidung Uber die Preisgestaltung des Deutschlandtickets ab Januar 2025 liegen
noch keine konkreten Ergebnisse vor.

Mit dem bundesweit geltenden Deutschlandticket sowie mit dem 365-Euro-Ticket
als verbundweit geltendes vergtinstigtes Ticket fir Schilerinnen und Schiler in den
grolRen bayerischen Verkehrsverbiinden in Minchen, Nirnberg, Regensburg,
Augsburg, Ingolstadt sowie der Region Mainfranken bestehen bereits glnstige
OPNV-Tarifangebote fir alle Schiilerinnen und Schiller.
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24. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung — da das Staatsministerium fir Un-

Benjamin terricht und Kultus (StMUK) die Schulaufsicht und Schulverwal-
Nolte tung bayerischer Schulen innehat — auf welcher rechtlichen
(AfD) Grundlage der von der Stadt Miinchen herausgegebene , Trans-

gender-Leitfaden® basiert, der die verpflichtende Benutzung von
,1rans-Pronomen“ an Munchner Schulen verlangt (bitte alle
rechtlichen Grundlagen erlautern), inwiefern sieht die Staatsre-
gierung bzw. das StMUK durch den verpflichtenden , Transgen-
der-Leitfaden” an Mlnchens Schulen die Gefahr einer ideologi-
schen Beeinflussung bzw. einer Verletzung der Neutralitats-
pflicht (bitte genau erlautern sowie erklaren, wie in diesem Fall
Art. 84 des Bayerischen Gesetzes Uber das Erziehungs- und
Unterrichtswesen eingehalten werden kann) und sind seitens
der Staatsregierung Malnahmen geplant, die entsprechend
des Verbotes der Anwendung der ,Gendersprache” auch die
Benutzung von ,Trans-Pronomen® an Bayerns Schulen bzw.
Behodrden verbieten (bitte genau erlautern, welche MalRnahmen
geplant sind oder warum man keine MalRnahmen ergreifen
wird)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Vorab muss klargestellt werden: Offentliche Schulen sind staatliche oder kommu-
nale Schulen. Staatliche Schulen sind Schulen, bei denen der Dienstherr des Lehr-
personals der Freistaat ist und der Sachaufwand in der Regel von einer Kommune
getragen wird. Kommunale Schulen sind hingegen Schulen, bei denen neben der
Sachaufwandstragerschaft der Dienstherr des Lehrpersonals eine bayerische kom-
munale Kérperschaft (in diesem Fall die Landeshauptstadt Minchen) ist, vgl. hierzu
Art. 3 Abs. 1 Bayerisches Gesetz Uber das Erziehungs- und Unterrichtswesen
(BayEUG).

Beim besagten Leitfaden handelt es sich um einen Handlungsleitfaden fur die stad-
tischen Minchner Schulen und demzufolge um einen Leitfaden mit Empfehlungen
fur Lehrkrafte an stadtischen und somit kommunalen Schulen. Die Lehrkrafte in der
Zielgruppe sind stadtische Beamte bzw. Angestellte, die der Dienstaufsicht der Lan-
deshauptstadt Miinchen unterstehen. Es besteht folglich keine Zustandigkeit des
Staatsministeriums fur Unterricht und Kultus (StMUK) fur den Leitfaden.

Festzuhalten ist, dass die Vorgaben der Staatsregierung zu den sprachlichen Ge-
staltungsregeln nach § 22 Abs. 5 Aligemeine Geschéftsordnung fir die Behdrden
des Freistaates Bayern (AGO) fur Kommunen nicht verbindlich sind und hier nur
eine Empfehlung besteht (vgl. § 36 AGO).

Ein schulaufsichtliches Einschreiten vonseiten des StMUK ist nicht angezeigt.

Politische Werbung ist im Rahmen von Schulveranstaltungen oder auf dem Schul-
gelande nach Art. 84 Abs. 2 BayEUG nicht zuladssig. Unzulassige politische Wer-
bung im Sinne von Abs. 2 sind alle politischen Meinungsaufierungen in der Schule
oder unter Benutzung der Schule als Informationsverteiler, die priméar der gezielten
politischen Meinungsbeeinflussung durch eine Partei oder eine sonstige einem be-
stimmten politischen Ziel verpflichtete Gruppe dienen. Das gilt insbesondere, wenn
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sie geeignet sind, entsprechende Gegenreaktionen und Gruppenbildungen zu pro-
vozieren und so die Schule zu einer Statte des politischen Kampfes zu machen.
(BayVGH vom 15.04.1994 — 7 CE 94.359 = NVwZ 1994, 922 f. = BayVBI. 1994,
S. 499). Ein Verstol gegen das Neutralitatsgebot bzw. das politische Werbeverbot
kann allein durch Aushandigung des Leitfadens nicht festgestellt werden.

Dem Gebot der Wahrung (partei-)politischer Neutralitat steht der von den Schulen
ebenfalls zu erflllende politische Bildungs- und Erziehungsauftrag gemaf Art. 131
Abs. 3 Verfassung des Freistaates Bayern und Art. 1 Abs. 1 Satz 4 BayEUG ge-
genuber.

Die Schule hat die Pflicht, einen Beitrag dazu zu leisten, dass alle Schilerinnen und
Schiler diskriminierungsfrei heranwachsen kénnen. Dazu gehért auch die Beglei-
tung der Schilerinnen und Schiiler in ihrem seelischen und korperlichen Reifungs-
prozess durch angemessene und ausgewogene Informationen zu Fragen der
menschlichen Sexualitat. Deshalb sind die Wissensvermittlung und Reflexion dieser
Themen im bayerischen Unterricht essentiell, vgl. hierzu auch die Regelung zur Fa-
milien- und Sexualerziehung in Art. 48 BayEUG.

Die Behandlung des sensiblen Themenkomplexes der Familien- und Sexualerzie-
hung an den bayerischen Schulen wird dabei durch die Richtlinien fir die Familien-
und Sexualerziehung in den bayerischen Schulen geregelt®.

Gemal diesen Richtlinien sind Wissensvermittlung und Reflexion in Bezug auf Ge-
schlechterrollen und Geschlechtsidentitat, unterschiedliche Lebensformen und se-
xuelle Orientierungen sowie Transsexualitat im Unterricht wie auch die Vermittlung
von Toleranz und Respekt gegenlber allen Menschen — ungeachtet ihrer sexuellen
Identitat — verbindlich vorgesehen.

Darlber hinaus sind den Lehrkraften Ideologisierung und Indoktrinierung untersagt.

Im Rahmen der sprachlichen Bildung werden alle Schilerinnen und Schiler sowohl
im mundlichen wie auch im schriftlichen Sprachgebrauch zur Beachtung der Regeln
der Standardsprache als verbindliche Norm angehalten, um verstandlich und situa-
tionsangemessen kommunizieren zu kénnen. Verbindliche Grundlage fir den Un-
terricht im Bereich der Rechtschreibung ist dabei das Amtliche Regelwerk fir die
deutsche Rechtschreibung, das vom Rat fiir deutsche Rechtschreibung herausge-
geben wird. Festgeschrieben ist dies in der Kultusministeriellen Bekanntmachung
,Deutsche Rechtschreibung“ von 2006, die im Juni 2023 aktualisiert wurde*. Dar-
Uber hinaus besteht kein weiterer Regelungsbedarf.

Fur staatliche Schulen und Lehrkréfte, die Beamte und Angestellte des bayerischen
Freistaates sind, gelten dieselben Vorgaben, die fur alle staatlichen Behérden giltig
sind. Fur staatliche Behdrden gilt insoweit § 22 AGO. Neue Regelungen hierzu sind
seitens des hier federfihrenden Staatsministerium des Innern, flr Sport und In-
tegration nicht geplant und angesichts § 22 Abs. 5 AGO nicht erforderlich.

3
4

abrufbar unter: https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV 2230 1 1 1 1 3 K 964/true

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2023-301/



https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2230_1_1_1_1_3_K_964/true
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2023-301/
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25. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, was ist der Klassenteiler der

Dr. Simone Klassen 1 bis 4 in der Grundschule, ab welcher Grée werden
Strohmayr Klassen geteilt und welche Rolle spielt der Anteil der Kinder mit
(SPD) Migrationshintergrund dabei?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Im Rahmen der Klassenbildung an Grund- und Mittelschulen werden vonseiten des
Staatsministeriums jahrlich die notwendigen Richtlinien festgelegt. Demnach liegt
im Schuljahr 2024/2025 in allen Klassen der Jahrgangsstufen 1 bis 4 die maximale
Schilerzahl bei 28. In besonderen Fallen kann im Einvernehmen mit der Klassen-
konferenz und den Erziehungsberechtigten der Schilerinnen und Schiler der be-
troffenen Klasse die Hochstschilerzahl um bis zu zwei Schiilerinnen und Schler
Uberschritten werden.

Ferner werden in allen Jahrgangsstufen, in denen mehr als 50 Prozent der Schiile-
rinnen und Schiler einen Migrationshintergrund haben, Teilungen vorgenommen,
wenn die Schillerzahl 25 Uberschritten wird. Dabei kann es sich, je nach Situation
vor Ort, auch um zeitweise Teilungen der bestehenden Klassen handeln, beispiels-
weise in den Fachern Mathematik, Deutsch oder Heimat- und Sachunterricht.



Drucksache 19/3592 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 32

26. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Ordnungsmafnahmen

Markus wurden an Schulen in Bayern und Miinchen im letzten Schuljahr
Walbrunn verhangt, wie viele wurden angefochten und wie oft wurden im
(AfD) Vorfeld bereits ErziehungsmaRnahmen verhangt (bitte je Mal3-

nahme die Anzahl angeben und bei den angefochtenen den
Ausgang, bzw. ob die MalRnahme noch Bestand hat oder die
Anfechtung erfolgreich war)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Dem Staatsministerium liegen bezuglich der Verhangung und Anfechtung von Er-
ziehungs- und Ordnungsmafnahmen keine entsprechenden Zahlen vor.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

27. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, was sie bisher im Hinblick auf den

Volkmar Tarifabschluss fur die Servicegesellschaft des Universitatsklini-
Halbleib kums Regensburg (mit den Elementen volle Entgeltgleichheit
(SPD) zum TV-L, Anrechnung der bisherigen Beschaftigungszeiten,

faire Eingruppierung auch der einfachen Téatigkeiten, erhohte
Jahressonderzahlungen etc.) konkret unternommen hat, um die
Arbeits- und Beschéftigungsbedingungen an der UKW Service
GmbH fir das Universitatsklinikum Wrzburg im Hinblick auf die
im Tarifvertrag fir Regensburg geregelten Fragen zu verbes-
sern und welche konkreten Anstrengungen sie dafir in Zukunft
mit welchem Ziel unternehmen will?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Das Staatsministerium fur Wissenschaft und Kunst ist in die Tarifverhandlungen
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite nicht involviert.

Grundsatzlich gilt, dass die Lohnfindung als wesentlicher Inhalt der Tarifautonomie
in den Handen der Sozialpartner liegt. Auf Arbeitgeberseite ist die Geschaftsfiihrung
der jeweiligen Servicegesellschaft Verhandlungspartner, die Belange der Beschéaf-
tigtenseite werden von ver.di vertreten. Die Tarifautonomie ist als Teil der Koaliti-
onsfreiheit verfassungsrechtlich geschiitzt (Art. 9 Abs. 3 GG) und gewahrt den Ta-
rifvertragsparteien das Recht, Léhne und sonstige Arbeitsbedingungen in eigener
Verantwortung durch Tarifvertrdge zu regeln. Das Staatsministerium hat aufgrund
der staatlichen Neutralitatspflicht daher keine Handhabe, in den Lohnfindungspro-
zess einzugreifen.
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28. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche der nichtstaatlichen Mu-
Sanne seen in Bayern, die in den vergangenen fliinf Jahren eine For-
Kurz derung vonseiten des Freistaates bzw. von Stellen des Frei-
(BUNDNIS staates bekommen haben, lagen vor dem Hintergrund der Ver-
90/DIE GRU-  &nderung der Forderrichtlinien fiir kommunale und nicht-kom-
NEN) munale Foérderempfanger, die von Staatsminister Markus

Blume auf Anfrage der Augsburger Allgemeinen Zeitung® ver-
kindet wurden, in den vergangenen funf Jahren mit ihren For-
derantrdgen unterhalb dieser sogenannten Bagatellgrenzen
von 3.000 Euro bzw. 6.000 Euro pro Projekt (bitte Museen ta-
bellarisch mit Name, Ort, Regierungsbezirk und beantragten
Fordersummen angeben), welche Alternativen der Erfiillung
des laut Anfrage des Miinchner Merkur® an das CSU-gefihrte
Staatsministerium ,Hinweis des Bayerischen Obersten Rech-
nungshofes®, aufgrund dessen man handeln misse, wurden in
Erwagung gezogen (bitte mit Angabe von Griinden, aus denen
man die jeweiligen alternativen Wege nicht ging) und wie will
die Staatsregierung den Betrieb dieser auf kleine Férdersum-
men dringlichst angewiesenen Hauser sicherstellen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Einem zwingenden Hinweis des Obersten Rechnungshofs folgend, sind in den
neuen Richtlinien fir die Gewahrung von Zuwendungen fir nichtstaatliche Museen
in Bayern, wie bei staatlichen Férderprogrammen Ublich, Bagatellgrenzen vorzuse-
hen, die sich an den Vorgaben der Nr. 4.6.4 der Grundséatze fur die Ordnung staat-
licher Férderprogramme orientieren. Deshalb soll ab dem 01.01.2025 gelten, dass
private Trager ab 3.000 Euro und kommunale Trager ab 6.000 Euro zuwendungs-
fahiger Gesamtausgaben eine Projektforderung durch die Landesstelle fur die nicht-
staatlichen Museen in Bayern beantragen kénnen. Die Untergrenzen liegen damit
weit unter der in den o. g. Grundsatzen empfohlenen Richtgréfie von bis zu 25.000
Euro. Mit diesen niedrigen Bagatellgrenzen werden die besonderen Bedirfnisse
auch kleinerer Trager von Museen berticksichtigt, die sich damit weiter auf staatli-
che Foérderung verlassen kdnnen. Zudem kénnen mehrere Projektantrége eines
Museums zusammengefasst werden.

Die Férderung durch die Landestelle fur die nichtstaatlichen Museen in Bayern ist
rein projektbezogen und kann bis zu 50 Prozent der zuwendungsfahigen Gesamt-
ausgaben betragen. Die Sicherstellung des Betriebs nichtstaatlicher Museen ist hin-
gegen nicht Gegenstand der staatlichen Férderung durch die Landesstelle.

Die neuen Richtlinien fihren nicht zu einer Einsparung von Férdermitteln. Nach den
hier vorliegenden Angaben fir das Jahr 2023 waren lediglich Projekte mit einem
Anteil von 0,7 Prozent an der Gesamtfordersumme unter der Bagatellgrenze geblie-
ben. Unter den Antragen privater Museumstrager ware nur ein Antrag nicht férder-
fahig gewesen. Bei kommunalen Tragern hatte dies flir acht Antrage gegolten. Ins-
gesamt wurden in dem Jahr 124 Projekte durch die Landesstelle geférdert.

LAb 01.01.2025 gilt: Private Trager kénnen ab 3.000 Euro Projektkosten, kommunale Trager ab
6.000 Euro eine Forderung beantragen.” Siehe Augsburger Allgemeine vom 23.08.2024,
https://www.augsburger-allgemeine.de/bayern/bayern-kunst-und-kultur-neu-gefoerdert-102989682
Siehe Miinchner Merkur vom 16.08.2024, https://www.merkur.de/bayern/foerderrichtlinien-werden-gea-
endert-fuer-kleine-museen-in-bayern-geht-um-sein-oder-nicht-sein-93245940.html



https://www.augsburger-allgemeine.de/bayern/bayern-kunst-und-kultur-neu-gefoerdert-102989682
https://www.merkur.de/bayern/foerderrichtlinien-werden-geaendert-fuer-kleine-museen-in-bayern-geht-um-sein-oder-nicht-sein-93245940.html
https://www.merkur.de/bayern/foerderrichtlinien-werden-geaendert-fuer-kleine-museen-in-bayern-geht-um-sein-oder-nicht-sein-93245940.html
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In der Kiirze der Zeit ist es nicht méglich, eine detaillierte Ubersicht zu allen Projekt-
férderungen in den vergangenen finf Jahren zu erstellen.
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29. Abgeordneter
Tim
Pargent
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst (in Abstimmung
mit dem Staatsministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft, Forsten und Tou-

Vor dem Hintergrund, dass die Brauerei Weihenstephan als
Unterstltzerin des Hoffests von CSU-Bundestagsabgeordne-
ten Erich Irlstorfer in Gammelsdorf am 13.07.2024 (siehe dazu
Berichterstattung im Donaukurier vom 17.07.2024 mit Titel ,200
Gaste bei CSU-Bundestagsabgeordneten Erich Iristorfer in
Gammelsdorf*) aufgeflhrt wird, frage ich die Staatsregierung,
welche Art der Unterstlitzung leistete die Brauerei Weihenste-
phan fur das genannte Hoffest (bitte Empfanger und mégliche
Hoéhe/Wert der Unterstitzung angeben), in welcher Form ha-
ben die staatlichen Brauereien und der staatliche Hofkeller Par-
teien, Mandatstragerinnen und Mandatstrager oder politische
Veranstaltungen seit 2018 unterstitzt (bitte aufschliisseln nach
Art der Unterstiitzung, Empfanger, ggf. Hohe/Wert, Anlass und
Datum) und welche Richtlinien gelten fir die Brauereien und
den Hofkeller des Freistaates in Bezug auf Sach- und Finanz-
spenden an Parteien oder Mandatstragerinnen und Mandats-
trager?

rismus sowie dem Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat)

Aufgrund der schitzenswerten Belange der von der Antwort erfassten Betroffenen

ist die Antwort von der Drucklegung auszunehmen.
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

30. Abgeordneter Nachdem immer wieder Stadte und Gemeinden sowie kommu-

Florian nale Unternehmen von Hackerangriffen betroffen sind, frage ich
von Brunn die Staatsregierung, wie wird ein Anschluss an das bayerische
(SPD) Behdrdennetz (BYBN) Uber ein kommunales Netz technisch

gestaltet, wie hoch ist der Schutz eines solchen kommunalen
Behoérdennetzes und wie viele Stadte und Gemeinden haben
sich bisher ein kommunales Behdrdennetz aufgebaut?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Neben den Behoérden des Freistaates sind die Kreisverwaltungsbehérden direkt am
Bayerischen Behordennetz (BYBN) angeschlossen. Kreisangehoérige Gemeinden
kénnen sich mittelbar an das BYBN Uber das jeweilige Landratsamt anschlie3en,
soweit das Landratsamt diese Moglichkeit anbietet. Im BYBN sind zum Schutz sei-
ner Teilnehmer verschiedene technische SicherheitsmaRnahmen aktiv (z. B. Fire-
walls, SSL-Interception, Sandboxing). Die Teilnehmer profitieren zudem vom Netz-
werkmonitoring und Angriffserkennung des Landesamts fur Sicherheit in der Infor-
mationstechnik. Aus diesem Grund ist es empfehlenswert, dass sich die Kommunen
moglichst stark in das BYBN integrieren. Uber die Netze auf Ebene der Stadte und
Gemeinden, insbesondere im Hinblick auf kommunale Unternehmen, liegen hier
keine Informationen im Sinne der Fragestellung vor.
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31. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, in welcher Hohe gewahrte der

Dr. Markus Freistaat im Jahr 2023 den einzelnen Gemeinden und Gemein-
Buchler deverbanden in Bayern pauschale Zuweisungen zu den Kosten
(BUNDNIS der notwendigen Beftérderung der Schiilerinnen und Schiilern
90/DIE GRU-  nach Art. 10 Bayerisches Finanzausgleichsgesetz — BayFAG
NEN) (bitte aufschlisseln nach Schularten, Gemeinden bzw. Ge-

meindeverbanden), inwieweit beeinflusst die Einfihrung des
Deutschlandtickets die Hbhe Zuweisungen zu den Kosten der
notwendigen Beférderung der Schilerinnen und Schilern nach
Art. 10 BayFAG, aus welchen Griinden gewahrt der Freistaat
den kommunalen Aufgabentragern pauschalierte FAG-Zuwei-
sungen fir die notwendige Schiilerbeférderung nur in Héhe von
derzeit ca. 60 Prozent der Ausgaben?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Die Schilerbeférderung ist eine Pflichtaufgabe der Kommunen im eigenen Wir-
kungskreis. Der Freistaat unterstiitzt die Kommunen dabei mit den Zuweisungen zu
den Kosten der notwendigen Schilerbeférderung nach Art. 10a Bayerisches Fi-
nanzausgleichsgesetz (BayFAG). Der Haushaltsansatz wird so bemessen, dass die
Zuweisungen im Landesdurchschnitt mindestens 60 Prozent der notwendigen Auf-
wendungen abdecken. Diese Deckungsquote ist angemessen, weil damit Anreize
fur eine wirtschaftliche Aufgabenerfiillung bleiben. Zudem unterstitzt der Freistaat
die Kommunen mit weiteren pauschalen Zuweisungen wie z. B. den Schlisselzu-
weisungen (2023: 4,27 Mrd. Euro), die von den Kommunen frei zur Erfillung ihrer
Aufgaben verwendet werden kénnen.

Bei den Zuweisungen nach Art. 10a BayFAG werden nur die notwendigen Kosten
der Schulerbeférderung bertcksichtigt. Bei einer Beférderung durch Unternehmen
des offentlichen Personennahverkehrs bestimmen sich die Kosten der notwendigen
Beférderung nach den jeweils mafRgebenden Tarifen. Falls das Deutschlandticket
das gunstigste Ticket ist, ist dieses anzusetzen.

Die Empfanger und die Hohe der Zuweisungen des Jahres 2023 kénnen der An-
lage” entnommen werden. Daten nach Schularten werden nicht erhoben, da sie fiir
die H6he der Zuweisungen nicht relevant sind.

7

Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier einsehbar.


file://///filesrv.baylt.landtag.de/ElanText/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000002500/0000002786_Büchler_Anlage.pdf
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32. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche konkreten materiellen

Patrick Schaden durch das Hochwasser infolge der Regenfalle Ende
Friedl Mai und Anfang Juni 2024 hat die Staatsregierung in Bayern
(BUNDNIS festgestellt (bitte ausweisen auch nach Regierungsbezirken
90/DIE GRU-  und Schadenssummen in Euro), wann hat sie die festgestellten
NEN) Schaden im Einzelnen jeweils an den Bund Gbermittelt und an

welche konkrete Stelle innerhalb der Bundesregierung hat sie
diese Zahlen jeweils Gbermittelt (bitte ibermittelnde Stelle, Ad-
ressat, Zeitpunkt der Ubermittiung und jeweils Ubermittelte
Schadenssumme in Euro mit angeben)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat hat am 16.08.2024 einen An-
trag auf finanzielle Unterstitzung aus dem Solidaritatsfonds der Europaischen
Union (EUSF-Antrag) der beiden vom Hochwasser Ende Mai/ Anfang Juni 2024
betroffenen Lander Bayern und Baden-Wiirttemberg an das Bundesministerium der
Finanzen (BMF) Ubermittelt. Aufbauend darauf hat das BMF am 20.08.2024 einen
Antrag der Bundesrepublik Deutschland bei der Europaischen Kommission auf Un-
terstiitzung aus dem EUSF fiir die Uberschwemmungen im siiddeutschen Raum
gestellt. Der Bund kennt somit seit dem 16.08.2024 die vorlaufig geschatzten Zah-
len zu den in Bayern und Baden-Wdrttemberg durch das Hochwasser im Zeitraum
30.05. bis 11.06.2024 verursachten Schaden, da diese ein zentraler Bestandteil des
EUSF-Antrags waren. Laut des eingereichten EUSF-Antrags kam es in Bayern und
Baden-Wirttemberg zu geschatzten Schaden in Hohe von tiber 4,1 Mrd. Euro, wo-
von laut vorldufigen Schatzungen aus der Versicherungswirtschaft nur etwa
2 Mrd. Euro versichert waren. Fast 1,8 Mrd. der nicht versicherten Schaden entfal-
len auf den Freistaat.
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33. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, woher hat sie nunmehr die Er-

Christian kenntnisse Uber die beim Hochwasser im Mai/Juni in Bayern
Hierneis entstandenen Schaden und deren Kosten (siehe u. a. die Aus-
(BUNDNIS sagen von Staatsminister der Finanzen und fiir Heimat Albert
90/DIE GRU- Furacker in der Presse [,fast 1,8 Milliarden der nicht versicher-
NEN) ten Schaden entfallen allein auf Bayern® und ,...waren es im

Jahr 2024 bislang bereits Uber 4 Mrd. Euro in nur zwei Bundes-
landern]), nachdem in der Antwort auf eine Anfrage der Abge-
ordneten Christian Hierneis, Patrick Friedl, Laura Weber und
Maximilian Deisenhofer (lhr Zeichen: 55a-U4440-2024/151-3)
am 24.09.2024 noch mitgeteilt wurde: ,Auch die Hohe des Ge-
samtschadens kann noch nicht verlasslich bzw. abschlief3end
beziffert werden, da die Schadensaufnahme noch nicht abge-
schlossen ist®, wie hoch ist die fiir Bayern aktuell ermittelte
Schadenssumme (getrennt nach versicherten und nicht versi-
cherten Schaden) und wofiir konkret wurden die bisher bezahl-
ten Soforthilfen ausbezahlt (bitte jeweils Schadensereignis und
Summe benennen)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Das Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat hat am 16.08.2024 einen An-
trag auf finanzielle Unterstitzung aus dem Solidaritatsfonds der Europaischen
Union (EUSF-Antrag) der beiden vom Hochwasser Ende Mai / Anfang Juni 2024
betroffenen Lander Bayern und Baden-Wiirttemberg an das Bundesministerium der
Finanzen Ubermittelt. Inhalt dieses Antrags waren Angaben zu den in Bayern und
Baden-Wurttemberg durch das Hochwasser im Zeitraum 30.05. bis 11.06.2024 ver-
ursachten Schaden, wobei zum Ausdruck gebracht wurde, dass es sich dabei um
vorlaufige Schatzungen handelt. Verlasslich bzw. abschlielend kann die Hohe des
Gesamtschadens noch nicht beziffert werden, weil die Schadensaufnahme noch
nicht abgeschlossen ist. Dies ist auch nicht ungewdhnlich, bezlglich der Flutkata-
strophe aus dem Jahr 2021 stehen die entstandenen Schaden bis dato noch nicht
ganzlich fest. Laut des eingereichten EUSF-Antrags kam es in Bayern und Baden-
Wirttemberg zu geschéatzten Schaden in Héhe von uber 4,1 Mrd. Euro, wovon laut
vorlaufigen Schatzungen aus der Versicherungswirtschaft nur etwa 2 Mrd. Euro
versichert waren. Fast 1,8 Mrd. der nicht versicherten Schaden entfallen auf den
Freistaat.

Aktuell (Stand zum 07.10.2024) wurden nach Auskunft der Kreisverwaltungsbehor-
den bayernweit Soforthilfen fur Privathaushalte in Hohe von 31,4 Mio. Euro ausge-
zahlt, wovon rd. 29,3 Mio. Euro auf die Soforthilfe ,Haushalt/Hausrat* und
rd. 2,1 Mio. Euro auf die Soforthilfe ,Olschaden an Gebauden“ entfallen.
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34. Abgeordnete Nachdem die Lander fiur Hilfen nach Naturkatastrophen zustan-

Claudia dig sind, der Bund aber bei Naturkatastrophen mit nationalem
Kohler Ausmal helfen kann, dazu aber zunachst die Schaden begut-
(BUNDNIS achtet und das konkrete Ausmal} beziffert werden missen,
90/DIE GRU-  frage ich die Staatsregierung, wie der aktuelle Sachstand bei
NEN) der Begutachtung der Schaden der Hochwasser vom Mai und

Juni 2024 in Bayern ist, auf welche Héhe die Staatsregierung
die Schaden beziffert und wann sie zu den Schaden bzw. der
Hohe der Schaden belastbare Zahlen, die zur Feststellung ei-
ner Naturkatastrophe mit nationalem Ausmal geeignet sind, an
den Bund tbermittelt hat?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Das Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat hat am 16.08.2024 einen An-
trag auf finanzielle Unterstitzung aus dem Solidaritatsfonds der Europaischen
Union (EUSF-Antrag) der beiden vom Hochwasser Ende Mai/ Anfang Juni 2024
betroffenen Lander Bayern und Baden-Wiirttemberg an das Bundesministerium der
Finanzen (BMF) Ubermittelt. Aufbauend darauf hat das BMF am 20.08.2024 einen
Antrag der Bundesrepublik Deutschland bei der Europaischen Kommission auf Un-
terstiitzung aus dem EUSF fiir die Uberschwemmungen im siiddeutschen Raum
gestellt. Der Bund kennt somit seit dem 16.08.2024 die vorlaufig geschatzten Zah-
len zu den in Bayern und Baden-Wdrttemberg durch das Hochwasser im Zeitraum
30.05. bis 11.06.2024 verursachten Schaden, da diese ein zentraler Bestandteil des
EUSF-Antrags waren. Laut des eingereichten EUSF-Antrags kam es in Bayern und
Baden-Wurttemberg zu geschatzten Schaden in Héhe von Gber 4,1 Mrd. Euro, wo-
von laut vorldufigen Schéatzungen aus der Versicherungswirtschaft nur etwa
2 Mrd. Euro versichert waren. Fast 1,8 Mrd. der nicht versicherten Schaden entfal-
len auf den Freistaat.
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35. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Vater haben in den ver-
Julia gangenen funf Jahren in den Staatsministerien und den nach-
Post geordneten Behorden Elternzeit beantragt (bitte aufgeschliis-
(BUNDNIS selt nach Lange der beantragten Elternzeit und Jahren pro
90/DIE GRU-  Staatsministerium) und wie viele Antrdge wurden in welcher
NEN) Lange bewilligt (bitte aufschlisseln nach Jahren und Bewilli-

gungsdauer)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Die Zahl der beantragten Elternzeiten von Vatern und die beantragte Dauer ist ma-
schinell bzw. automatisiert nicht ermittelbar. Da auf die Bewilligung der Elternzeit
ein Rechtsanspruch besteht, ist davon auszugehen, dass sowohl die Zahl der An-
trage als auch die Dauer der beantragten Elternzeiten daher der Zahl der Bewilli-
gungen mit der beantragten Dauer entspricht. Die Zahl von Vatern in Elternzeit in
den Jahren seit 2019 ist in der nachfolgenden Tabelle, aufgeschlisselt nach Ge-
schaftsbereichen, dargestellt. In den Zahlen enthalten sind Elternzeiten ohne und
mit einer wahrend der Elternzeit ausgelibten Teilzeitbeschaftigung. Aus Daten-
schutzgriinden sind Zahlen von weniger als drei Beschaftigten nicht enthalten.

Geschafts-
bereich (Ministe-
rium bzw. ober-
ste 01.06./01.12.{01.06.|01.12.{01.06.|01.12.|01.06.|01.12.{01.06.|01.12.|01.06.
Dienstbehdrde | 2019 | 2019 | 2020 | 2020 | 2021 | 2021 | 2022 | 2022 | 2023 | 2023 | 2024
einschl. na-
chgeordneter
Bereich

des Innern, fir
Sport und Inte- 412 261 482 301 550 355 570 366 595 370, 618
gration
Justiz 112 61 112 71 103 75 118 68 114 71 124
Lnterricht und 478| 284 577 203 737 347| 714 409 826 439 875
der Finanzen
und fir Heimat
\Wirtschaft,
Landesentwick-
lung und Ener-
gie
Ernahrung,
Landwirtschaft,
Forsten und
Tourismus

108 72 130 96| 144 93 179 111 195 125 187

75 58 66 52 79 58 77 68| 78| 53| 72

\Wohnen, Bau
und Verkehr
Familie, Arbeit
und Soziales
Bayerischer
Oberster 3
Rechnungshof
Umwelt und Ver-
brauerschutz
Gesundbheit,
Pflege und 4 3 4 5 7 5 7 5 11 5 9
Pravention
\Wissenschaft
und Kunst

37 24 60 21 41 22 68| 29 65| 31 62

23 12 43 27| 34 30 61 34 56 43| 63

319 211 3500 217 337] 254 384 262 312 241 270
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Digitales 4 3 3 3
Staatskanzlei 4 3 3
Maschinell 8 6 16| 10 17 12 21 6 43 39 84
nicht zugeordnet

Gesamtsumme | 1588 1006 1865 11100 2077 1268 2239 1374 2327 1428 2396

Beschaftigte des Freistaats Bayern (Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Beamtinnen
und Beamte) einschl. Personal in Ausbildung; Quelle: Beziigedaten; Stand: Oktober 2024

Die Dauer der jeweiligen (bewilligten) Elternzeiten kénnte maschinell bzw. automa-
tisiert nur unter Einsatz eines unverhaltnismalig hohen Programmieraufwands oder
durch eine mit einem nicht vertretbaren Verwaltungsaufwand verbundenen Abfrage
bei allen Personal verwaltenden Stellen in Bayern ermittelt werden.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie

36. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, in insgesamt welcher Hohe wer-

Barbara den finanzielle Mittel vom Freistaat fir den Tag des Handwerks
Fuchs bereitgestellt, wie teilen sich diese auf und in welcher Héhe er-
(BUNDNIS halten beteiligte Betriebe einen Anteil (z. B. durch entstandene
90/DIE GRU-  Materialkosten)?

NEN)

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Der im Jahr 2022 eingefiihrte ,Tag des Handwerks® an den bayerischen Schulen
wird bislang nicht durch den Freistaat geférdert. Weder Handwerksorganisationen
noch Betriebe erhalten fir die Durchfliihrung des Tags des Handwerks eine Férde-
rung oder eine Erstattung angefallener Kosten (Materialkosten, Entgeltkosten fir
Lehrmeister etc.) durch den Freistaat.
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37. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie bewertet sie die Tatsache,

Holger dass aufgrund der nachtraglich geschaffenen Mdoglichkeit der
GrieBham- Beantragung von Coronahilfen der Uberbriickungshilfe 1l auch
mer fur kirchlich getragene Unternehmen unter vorheriger Zurlick-
(SPD) zahlung etwaiger vorher erfolgter Hilfen fur rechtlich selbststan-

dige Teilbetriebe bayerische Unternehmen nach wie vor auf
teils erhebliche Coronahilfen warten, welchen Umfang haben
die noch infrage stehenden Hilfszahlungen und in welchen
Schritten plant die Staatsregierung, zur Beschleunigung der An-
tragsbearbeitung, durch bessere finanzielle oder personelle
Ausstattung der IHK Miinchen und Oberbayern?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die Phase 1 der Corona-Wirtschaftshilfen ist abgeschlossen, d. h. alle Antrage, und
damit auch solche kirchlich getragener Unternehmen, wurden gepriift und Hilfen
ausgezahlt. Die IHK fir Minchen und Oberbayern (IHK) als zustandige Bewilli-
gungsstelle hat alle Antrage verbeschieden.

Unternehmen in Tragerschaft von Religionsgemeinschaften waren laut den Forder-
konditionen des Bundes in der Uberbriickungshilfe 3 antragsberechtigt.

Seit dem 30.09.2024 ist die Frist zur Einreichung der Schlussabrechnung abgelau-
fen. Mit dem Fristende liegen der IHK nun mehrere hunderttausend Schlussabrech-
nungen vor. In der Phase 2 Uberprift die IHK nun auf Grundlage der eingereichten
Schlussabrechnungs-Antrage, ob die Hilfe behalten werden darf, zuriickgefordert
werden muss oder eine Nachzahlung an den Antragsteller erfolgt. Um die Masse
der Antrége in der Phase 2 bewaltigen zu kdnnen, hat die IHK bereits im Sommer
2024 personell aufgestockt, so dass unter Einbeziehung mehrerer Dienstleister bis
zu 200 Vollzeitdquivalente zur Verfigung stehen. AuRerdem hat sich Staatsminister
Hubert Aiwanger erfolgreich fiir ein beschleunigtes und vereinfachtes Prifverfahren
beim Bund eingesetzt, sodass in einfach gelagerten Fallen ein vereinfachter Priifan-
satz erfolgen kann, was Zeit und Ruckfragen spart. Die IHK liegt bei der Erledi-
gungsquote im Landervergleich vorne.
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38. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie steht sie zu den Strafzollen,

Andreas die die EU gegen chinesische Autobauer verhangt hat, kénnen
Jurca diese Zolle aus Sicht der Staatsregierung Uberhaupt greifen,
(AfD) wenn chinesische Autobauer innerhalb der EU produzieren und

sieht die Staatsregierung negative Auswirkungen fur die in Bay-
ern ansassigen, global agierenden Autobauer?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Im Rahmen eines Antisubventionsverfahrens hat die Europaische Kommission
(EU-KOM) im Juli 2024 vorlaufige Ausgleichszolle auf die Importe von batteriebe-
triebenen Elektroautos aus China in die EU verhangt. Nicht betroffen ware also in-
nerhalb der EU produzierte Fahrzeuge chinesischer Hersteller.

Nach bisher ergebnislosen Gesprachen zwischen der EU-KOM und China zur Ab-
wendung der Ausgleichszdlle haben die EU-Mitgliedstaaten den Vorschlag der EU-
KOM zur finalen Einflihrung von Ausgleichszollen am 04.10.2024 angenommen.

Eine finale Entscheidung zur Einfiihrung der Ausgleichzélle ist nach Einschatzung
vieler Experten trotzdem nach wie vor nicht gefallen, da die Verhandlungen
zwischen der EU und China zu einer alternativen Lésung fortgesetzt werden sollen.

Antidumping-Untersuchungen sowie daraus folgende entsprechende MafRnahmen
wie die von der EU-KOM vorgeschlagenen herstellerspezifischen Ausgleichszdlle
sind grundlegender Bestandteil einer regelbasierten internationalen Handelsord-
nung im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO), fir die sich Bayern immer
wieder stark macht. Die regelbasierte weltweite Handelsordnung darf nicht durch
unfaire Praktiken ausgehohlt werden, denn sie ist Grundvoraussetzung fir unsere
Exportwirtschaft und damit flr unseren Wohlstand.

Betreffend die Auswirkungen auf die in Bayern ansassigen, global agierenden Auto-
bauer ist zu beachten, dass chinesische und auch europaische Hersteller nicht alle
ihre Modelle in allen zentralen Markten (auch nicht in der EU) produzieren, sondern
nach wie vor bestimmte Modelle dorthin exportieren, auch aus China in die EU.

Die Ausgleichszolle wirden demnach sowohl aus China importierende chinesische
Hersteller als auch etliche europaische Hersteller, die in Joint Ventures mit chinesi-
schen Firmen in China produzieren und in die EU importieren, treffen.

Die in Bayern ansassigen, global agierenden Autobauer waren insbesondere durch
folgende Wirkungskanale betroffen:

— direkte Betroffenheit von etwaigen Ausgleichzéllen durch die Produktion von
batteriebetriebenen Elektroautos in China und deren Import in die EU (z. B. Pro-
duktion des BMW iX3 und des Mini Cooper SE in den Joint Ventures der BMW
Group in China)

— steigendes Risiko einer Spirale bis hin zu einem Handelskrieg vor dem Hinter-
grund chinesischer Gegenmaflnahmen, die dann auch die Automobilindustrie
direkt betreffen kénnten (z. B. beflirchtete Zblle auf Pkws mit einem Verbren-
nungsmotor von mehr als 2,5 Litern Hubraum beim Import aus der EU nach
China)
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Nicht zuletzt vor dem Hintergrund dieser moglichen Auswirkungen auf die global
agierende bayerische Automobilindustrie ware eine WTO-konforme alternative L6-
sung, die in den noch anstehenden Verhandlungen zwischen der EU und China
erzielt wird, den Ausgleichszdllen vorzuziehen.
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39. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche Vorrang- und Vorbehalts-

Andreas gebiete bayernweit fiir den Sand- und Kiesabbau festgeschrie-
Krahl ben sind, welchen Status die Planung und Durchfiihrung von
(BUNDNIS Sand- und Kiesabbau in den jeweiligen Vorrang- und Vorbe-
90/DIE GRU-  haltsgebieten hat (bitte alle Projekte detailliert beschreiben und
NEN) auflisten) und welche Bemuihungen die Staatsregierung unter-

nimmt, um durch Sand- und Kiesrecycling entsprechende Roh-
stoffe einzusparen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Durch die Regionalplane der 18 bayerischen Regionalen Planungsverbande sind
aktuell 564 Flachen mit insgesamt 18 935 ha als Vorranggebiete und 315 Flachen
mit insgesamt 10 959 ha als Vorbehaltsgebiete fiir Kies und Sand gesichert.

Die Durchfiihrung von Genehmigungsverfahren fiir den Bodenschatzabbau liegt in
der Zustandigkeit der oértlich jeweils zustandigen Kreisverwaltungsbehdrde, bzw. —
bei Quarzsand ab 80 Prozent Quarzanteil — des jeweiligen Bergamtes bei den Re-
gierungen von Oberbayern bzw. Oberfranken. Detailinformationen hinsichtlich der
genehmigten Abbauflachen enthalt der jeweilige Genehmigungsbescheid, eine
zentrale Datenerfassung erfolgt nicht.

Bei Sand und Kies handelt es sich um Priméarrohstoffe. Dem Recycling kann nur ein
daraus hergestelltes Produkt bzw. Bauwerk zugefiihrt werden. Daraus entstandene
Recycling-Baustoffe unterliegen in Bayern einer umfangreichen Prifungsroutine mit
hohem Qualitatsniveau, weshalb sie gleichwertig zu Primarbaustoffen eingesetzt
werden kdnnen. Um dieses Bewusstsein zu starken und die Potenziale von Recyc-
ling-Baustoffen auszuschdpfen, hat die Staatsregierung am 29.03.2022 das Maf}-
nahmenpaket ,Mission RC20/25 — Bayern baut auf Umweltschutz!“ fir den verstark-
ten Einsatz von Recycling-Baustoffen beschlossen. Die einzelnen Malnahmen des
Paketes befinden sich in sukzessiver Ausarbeitung und Umsetzung.
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40. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, setzt sie sich fiir die vollstandige

Johannes Abschaffung des sogenannten Verbrennerverbots (die schritt-
Meier weise Reduzierung der CO2-Flottengrenzwerte fir neuzugelas-
(AfD) sene Pkw bis 2035 gemaR der Verordnung (EU) 2023/851) ein,

falls nein, fur die Ausnahmen welcher ,klimaneutralen® Kraft-
stoffe setzt sie sich konkret ein (nur E-Fuels oder auch Biokraft-
stoffe; — Sorten) und Uber welche konkreten Kanéle engagiert
sie sich diesbeziglich (z. B. Bundesratsinitiativen, Konsultati-
onsverfahren der EU, Treffen mit Vertretern der Europaischen
Kommission etc.)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die Staatsregierung steht zum Ziel einer klimaneutralen, nachhaltigen Mobilitat. Die
Transformation muss offen fir alle technologischen Lésungen sein und die best-
mogliche Weiterentwickelung fordern. Die Staatsregierung unterstitzt daher auch
Ideen und Projekte der Wissenschaft und Industrie zum Hochlauf der Produktion
von synthetischen und erneuerbaren Kraftstoffen unabhangig vom Herstellungsver-
fahren.

Im April 2024 etwa haben sich Staatsminister Hubert Aiwanger und Staatsminister
Eric BeiRwenger in einem gemeinsamen Schreiben an Bundesminister Robert Ha-
beck, Bundesminister Volker Wissing sowie den EU-Kommissar fiir Klimaschutz
Wopke Hoekstra fiir eine EU-Verordnung fiir E-Fuels-Only-Fahrzeuge eingesetzt.

Die Staatsregierung steht im Austausch mit Vertretern der Europaischen Kommis-
sion, den Abgeordneten des Europaischen Parlaments und Interessenstragern auf
Bundes- und EU-Ebene.
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41. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, iber welche Kenntnisse und Ein-
Verena schatzungen verfligt sie beziiglich der Voranfrage der Firma
Osgyan Bamberger Sand- und Kiesbaggerei GmbH vom Juli 2024 be-

(BUNDNIS ziglich des Abbaus von Sandvorkommen im Vorbehaltsgebiet

90/DIE GRU- QS 14 des Regionalplans der Region Nirnberg, welche Stand-

NEN) punkte und Ergebnisse sind von den verschiedenen Vertrete-
rinnen und Vertretern beim dazu anberaumten Scoping-Termin
des Bergamtes Nordbayern vom 27.09.2024 dargestellt wor-
den und welche Auswirkung hat aus Sicht der Staatsregierung
die abgeschlossene landesplanerische Beurteilung der Regie-
rung von Mittelfranken vom 23.09.2021 (Zeichen: 24-8314.03-
2-21) beziglich der erneuten Anfrage der Firma Bamberger
Sand- und Kiesbaggerei vom Juli 20247

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die Firma Bamberger Sand- und Kiesbaggerei GmbH begehrt den Abbau von Sand
im Bereich des durch den Regionalplan Nirnberg gesicherten Vorbehaltsgebietes
,QS 14%. Ein im Jahr 2021 durchgeflihrtes Raumordnungsverfahren hatte ergeben,
dass das Vorhaben in seiner damaligen Dimension nicht raumvertraglich ist. Da-
raufhin hat das Unternehmen im Juli 2024 sein weiterhin bestehendes Interesse an
einem — nun verkleinerten — Bodenschatzabbau bekundet. Hierfir hat am
27.09.2024 ein Scoping-Termin stattgefunden. In dessen Rahmen haben die Ge-
meinden Altdorf, Winkelhaid und Leinburg ihre ablehnende Haltung gegeniliber dem
Vorhaben gedullert. Bedenken sind auch aus Sicht des Naturschutzes und des
Forstes geltend gemacht worden.

Die landesplanerische Beurteilung vom 23.09.2021 ist als sonstiges Erfordernis der
Raumordnung gem. Art. 3 Bayerisches Landesplanungsgesetz zu berlcksichtigen.
Sie hat gutachterlichen Charakter und ist einem Genehmigungsverfahren vorge-
schaltet. Der landesplanerischen Beurteilung kommt flr sich allein keine unmittel-
bare Rechtswirkung im Hinblick auf die Zulassigkeit des geplanten Vorhabens zu.
Ihr Ergebnis fliet jedoch in ein spateres Genehmigungsverfahren ein, in dem
rechtsverbindlich Uber ein Vorhaben entschieden wird, zum Beispiel durch Erlass
eines Planfeststellungsbeschlusses. Die landesplanerische Beurteilung beruht auf
der Prifung der raumbedeutsamen Belange und Erfordernissen der Raumordnung,
die auch fur das nun vorgelegte verkleinerte Vorhaben relevant sind. Sie ist weiter-
hin in einem anschlieRenden Verfahren zu berlcksichtigen. Dort ist zu prufen, ob
den damals entgegenstehenden Belangen durch die Umplanung hinreichend Rech-
nung getragen wurde.
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42. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, anlasslich der Delegationsreise

Markus des Ministerprasidenten Dr. Markus Séder nach Agypten, wie
Rinderspa- haben sich die bayerischen Wirtschaftsbeziehungen zu Agyp-
cher ten in den letzten Jahren entwickelt (bitte angeben nach Export,
(SPD) Import, Handelsvolumen gegliedert nach Jahren), in welchen

Bereichen ist ein Ausbau der wirtschaftlichen Zusammenarbeit
mit Agypten geplant (bitte angeben nach thematischen Schwer-
punkten sowie konkreten Projekten der Zusammenarbeit) und
welche weiteren konkreten Mallnahmen verfolgt die Staatsre-
gierung im Rahmen ihrer Afrika- und Nahost-Strategie fiir Agyp-
ten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die bayerisch-agyptische Handelsstatistik der letzten Jahre stellt sich wie folgt dar:

Jahre Ausfuhr: Wert | Einfuhr: Wert | Volumen: Wert
Tsd. Euro
2010 428.878 376.809 805.687
2015 396.091 559.084 955.175
2016 422.983 242.146 665.129
2017 389.423 178.778 568.201
2018 357.064 119.817 476.881
2019 511.926 91.704 603.630
2020 504.550 70.714 575.264
2021 408.007 86.823 494.830
2022 356.052 147.009 503.061
2023 480.727 136.113 616.840

© Statistisches Bundesamt (Destatis), 2024 | Stand: 07.10.2024

Bayern ist in verschiedenen Sparten gut im agyptischen Markt vertreten (Hauptex-
portprodukte: Fahrzeuge, Maschinen, elektrotechnische Erzeugnisse). Potenzial-
analysen haben ergeben, dass insbesondere in den Bereichen Umwelttechnologie,
Agritech, Gesundheitsversorgung, erneuerbare Energien und IKT erhebliche Chan-
cen flr den Ausbau der bilateralen wirtschaftlichen Kooperation bestehen. In diesen
Sektoren wird die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Bayern und Agypten
mit dem Instrumentarium der bayerischen AuRenwirtschaftsforderung gezielt unter-
stiitzt. Konkrete Mainahmen sind Delegationsreisen nach Agypten (z. B. die Dele-
gationsreise Anfang Oktober 2024 von Herrn Ministerprasident Dr. Markus Soéder,
MdL, anstehende IKT-Delegationsreise nach Agypten im November 2024, fiir Ja-
nuar 2025 geplante Delegationsreise unter Leitung von Herrn Staatsminister Hubert
Aiwanger zum Thema ,Wasserstoff‘, Delegationsreise zum Thema ,Wasser/Ab-
wasser“ 2023), Projekte des Programms Bayern fit for Partnership (z. B. geplanter
Fachbesuch einer Umwelt- und Recyclingdelegation aus Agypten 2025), die Orga-
nisation thematischer Delegationsbesuche aus Agypten und deren Nachbereitung
in Agypten (z. B. Besuch einer dgyptischen Delegation zum Thema Wasserstoff im
Juli 2024, Besuch einer agyptischen Agrargenossenschaftsdelegation 2023) sowie
die Veranstaltung bayerische Seminare im Rahmen der Entwicklungszusammenar-
beit (z. B. fur agyptische Medizintechnik-Manager im November 2024) und jingst
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die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur Umsetzung der wahrend des Besuchs von
Herrn Ministerprasidenten Dr. Markus Séder, MdL, in Agypten unterzeichneten ge-
meinsamen bayerisch-agyptischen Erklarung zur Zusammenarbeit im Wasserstoff-
bereich. Die einzelnen Projekte werden malfigeblich durch die Bayerische Repra-
sentanz in Kairo unterstutzt.

Das Bayerische Afrikapaket ist Bayerns Beitrag zu Stabilitat und Entwicklung in Af-
rika und Zeichen fur eine langfristige Partnerschaft. Bayern arbeitet mit verschiede-
nen afrikanischen Staaten in unterschiedlichen Schwerpunktbereichen zusammen.
Fokus der Zusammenarbeit mit Agypten ist der Auf- und Ausbau der wirtschaftli-
chen Beziehungen.
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43. Abgeordneter  Angesichts des Umstands, dass das Unternehmen Rodenstock

Toni in Regen plant, seinen Produktionsstandort in der Region auf-
Schuberl zugeben und Arbeitsplatze in auslandische Produktionsstatten
(BUNDNIS zu verlegen, frage ich die Staatsregierung, welche Plane sie
90/DIE GRU-  hat, um den Produktionsstandort in Regen zu erhalten und die
NEN) Arbeitsplatze in Niederbayern noch zu retten und was die

Staatsregierung bereits konkret unternommen hat und was sie
noch unternehmen wird, um diese Plane umzusetzen (bitte un-
ter Angabe konkreter Malnahmen wie bspw. Gesprache mit
Beteiligten und dazugehorigen Daten)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Das Staatsministerium fir Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie hat unmittel-
bar nach Bekanntwerden der Plane des Unternehmens Rodenstock Kontakt zur
Unternehmensfiihrung, lokalen Mandatstragern, Vertretern der Belegschaft und der
Gewerkschaft aufgenommen. Ziel des fortlaufenden Austauschs ist die langfristige
Sicherung der Standorte in Bayern und der Erhalt moéglichst vieler Arbeitsplatze.
Dazu hat Herr Staatsminister Hubert Aiwanger bereits am 16.09.2024 ein Gesprach
mit dem CEO und weiteren hochrangigen Vertretern von Rodenstock gefiihrt. Die
Staatsregierung setzt auf Zukunftsperspektiven fir betroffene Mitarbeiter in der Re-
gion. Bevorzugt wird ein Fortsetzungskonzept am Standort. Wo die Entlassung nicht
vermeidbar ist, soll moglichst schnell eine Anschlussbeschéaftigung bei anderen Un-
ternehmen gefunden werden. In jedem Falle geht es um sozialvertragliche Lésun-
gen.

Die Staatsregierung halt bessere wirtschafts- und standortpolitische Rahmenbedin-
gungen fur dringend erforderlich — vorrangig bei den Energiekosten. Hier sieht sie
insbesondere die Bundesregierung in der Pflicht. Den zu beobachtenden Tenden-
zen zu Stellenreduzierungen und Standortverlagerungen im verarbeitenden Ge-
werbe muss rasch und entschiedener begegnet werden durch Verbesserung der
Wettbewerbsbedingungen fir die heimische Industrie durch Reduzierung der
Steuer-, Abgaben- und Burokratiebelastung.
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44, Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, aus welchen Griinden die von
Dr. Sabine der Stadt Altdorf beantragte Veranderung des Regionalplans
Weigand fir NUrnberg zur Streichung des Vorbehaltsgebietes Vogelherd
(BUNDNIS QS 14 nicht stattgegeben wurde, welche Plane die Staatsregie-
90/DIE GRU-  rung hinsichtlich der VerduRerung bzw. Einrdumung von Ab-
NEN) baurechten an Waldflachen im Besitz der Staatsforsten in Vor-

behaltsgebieten im Bereich QS 14 im Bannwald Reichswald
hat und wie sie sich zu der Frage positioniert, ob im Verfahren
zur Genehmigung der Voranfrage der Bamberger Sand- und
Kiesbaggerei vom Juli 2024 ein erneutes Raumordnungsver-
fahren notwendig ist, oder ob direkt ein beschleunigtes Plan-
feststellungsverfahren eingeleitet werden kann (bitte um detail-
lierte Begriindung)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Der Antrag der Stadt Altdorf auf Streichung des Vorbehaltsgebietes QS 14 aus dem
Regionalplan wurde in der Planungsausschusssitzung des Planungsverbands
Nurnberg vom 25.07.2022 behandelt und einstimmig abgelehnt. Griinde dafir wa-
ren einerseits die fUr die regionale Rohstoffversorgung bedeutsamen Quarzsand-
machtigkeiten und -wertigkeiten sowie andererseits die Tatsache, dass der natur-
schutz- und forstwirtschaftlichen Sensibilitat des Areals Uber diverse textliche Fest-
setzungen im Regionalplan bereits Rechnung getragen wird.

Aufgrund der regionalplanerischen Voraussetzungen haben die Bayerischen
Staatsforsten 2017 einen Standortsicherungsvertrag mit einem Abbauunternehmen
abgeschlossen. Der Vertrag gestattet dem Vertragspartner notwendige Voruntersu-
chung durchzuflhren und ein 6ffentlich-rechtliches Genehmigungsverfahren zum
Abbau der vorhandenen Rohstoffe einzuleiten. Sofern fir das Vorhaben eine 6ffent-
lich-rechtliche Genehmigung erteilt wird, hat der Vertragspartner Anspruch auf ei-
nen Pachtvertrag und kann unter Bertcksichtigung der Auflagen die vorhandenen
Bodenschatze abbauen. Aufgrund der Schutzkulisse (Bannwald, SPA-Gebiet) istim
Falle einer Genehmigung mit umfangreichen wald- und naturschutzfachlichen Kom-
pensations- und Rekultivierungsverpflichtungen zu rechnen. Diese werden von der
genehmigenden Behorde (Bergamt Nordbayern) festgelegt.

Ein erneutes Raumordnungsverfahren ist nicht durchzuflhren. Die landesplaneri-
sche Beurteilung von 2021 beruht auf der Prifung aller raumbedeutsamen Belange
und Erfordernisse der Raumordnung und ist auch fur das nun beabsichtigte Vorha-
ben zu berucksichtigen. Das Planvorhaben liegt vollumfanglich innerhalb der im
Raumordnungsverfahren untersuchten und bewerteten Kulisse. Neue Aspekte, die
unter raumordnerischen Gesichtspunkten zu prifen waren, ergeben sich nicht. So-
fern fUr das skizzierte Vorhaben mit 39 ha Abbauflache ein Antrag auf Planfeststel-
lung eines Rahmenbetriebsplanes eingereicht wird, ist im Verfahren zu prufen, ob
die Bedenken aus dem Raumordnungsverfahren durch die Anderungen ausge-
raumt sind oder vorbehaltlich der Untersuchungsergebnisse prognostisch weiter
bestehen.
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45. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie schatzt sie die neue, nach

Andreas unten Kkorrigierte Konjunkturerwartung der Bundesregierung
Winhart ein, wie schatzt sie die Auswirkung einer Rezession auf den
(AfD) Freistaat ein und was unternimmt sie, um dieser neuen konjunk-

turellen Entwicklung entgegenzuwirken?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gibt zu einem grofen Teil die Bundes-
ebene vor. Die Staatsregierung hat regelmaRig die Verbesserung angemahnt, bei-
spielsweise in den Bereichen Arbeitsmarkt, Entblrokratisierung, Energiepolitik so-
wie Steuern und Abgaben.

Die Korrektur der Konjunkturprognose der Bundesregierung auf -0,2 Prozent ist
nicht Gberraschend. Die fiihrenden Wirtschaftsforschungsinstitute rechnen fir die-
ses Jahr schon langer mit Stagnation oder einem leichten BIP-Rlickgang; die Ge-
meinschaftsdiagnose wurde zuletzt auf -0,1 Prozent revidiert.

Die Staatsregierung fordert mit zahlreichen Programmen die Widerstandsfahigkeit
der Wirtschaft, z. B. durch Forschungs- und Entwicklungsférderung im Rahmen der
Hightech Agenda und Verbundforschungsprogramm, durch regionale Wirtschafts-
férderung sowie Darlehens- und Birgschaftsinstrumente der LfA Foérderbank Bay-
ern oder durch Kofinanzierung von Bundes- und EU-Férderprogrammen (z. B.
IPCEI, Bundesférderung Industrie und Klimaschutz). Nichtsdestotrotz muss die
konjunkturelle Lage ernst genommen werden. Die Staatsregierung nimmt auch die
Notwendigkeit der Transformation ernst und steuert sowohl durch Modernisierungs-
gesetze als auch durch verschiedene Férderprogramme aktiv gegen.
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucher-

schutz

46. Abgeordnete
Martina
Fehlner
(SPD)

Ich frage die Staatsregierung, wie viele Falle der Blauzungen-
krankheit wurden den Veterinaramtern im Jahr 2024 in Bayern
gemeldet (bitte aufgeschliisselt nach Tierarten, Regierungsbezir-
ken, Landkreisen und Kommunen angeben), wie viele Impfungen
wurden im Jahr 2024 durchgefihrt (bitte die Hohe der Kosten ei-
ner Impfung pro Tier aufgeschliisselt nach Tierarten angeben)
und in welcher Hohe pro Tier stellt die Staatsregierung finanzielle
Mittel fir PraventionsmalRnahmen (Impfungen etc.) und Kom-
pensationsmafinahmen im Falle eines Transport-, Verkaufsver-
botes oder Tod des Tieres zur Unterstitzung der Landwirtinnen
und Landwirte bereit (bitte aufgeschlisselt nach Tierarten und
den entsprechenden MalRnahmen angeben)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Blauzungen-Ausbriche im Jahr 2024 aufgeschlisselt nach Tierart, Regierungsbe-

zirk, Landkreis und Gemeinde

Regierungsbezirk | Landkreis Gemeinde |Rind | Schaf | Alpaka | Ziege
Oberbayern 26 17

Bad Tolz- 1
Wolfratshausen

Miinsing 1
Garmisch- 2
Partenkirchen

Murnau 2
Landsberg a. Lech 1

Finning 1
Miesbach 12 7

Bayrischzell | 1

Fisch- 9

bachau

Gmund a.

1

Tegernsee

Holzkirchen |1

Irschenberg | 4 2

Miesbach 2

Schliersee 1

Valley 1

Warngau 1

Weyarn 1 2
Muhldorf a. Inn 2

Aschau a. 1

Inn

Kirchdorf 1
Pfaffenhofen 1

Hohenwart |1
Rosenheim 3 4

Bad Aibling |1

Bad Feiln-

bach 1 2

Branneburg 1

Bruckmahl |1

Raubling 1
Weilheim 7

Huglfing 1
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Anzahl durchgefiihrter BT-Impfungen im Jahr 2024
(nach Auswertung der HI-Tierdatenbank vom 07.10.2024)

) Anzahl BT-Impfungen im Jahr
Tierart 2024
Rinder 188 669
Schafe 115 557
Ziegen 3497

Finanzielle Mittel fir Praventionsmaflinahmen

Die Bayerische Tierseuchenkasse bezuschusst als Malnahme zur Verhitung, Be-
kédmpfung und Tilgung der Blauzungenkrankheit die Impfung (Impfstoff und
Impfdurchfihrung) von Rindern und Schafen gegen BTV-3 mit 1,00 Euro pro nach-
gewiesener Impfung. Dies gilt auch flur Auffrischungs-Impfungen. Fir Schafe gibt
es den Zuschuss derzeit fir Impfungen, die spatestens bis zum 31.12.2024 durch-

geflhrt worden sind.

Der Zuschuss wird auf Antrag des Tierhalters an den praktizierenden Tierarzt aus-

bezahlt, der die Impfung nachgewiesenermallen durchgefiihrt hat.

Die Kosten flr die Durchfiihrung einer BT-Impfung werden aufgrund der Vorgaben
der Gebuhrenordnung Tierarzte (GOT) zwischen Tierhalter und Tierarzt abgerech-

net.
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Kompensationsmaflinahmen im Falle eines Transport- bzw. Verkaufsverbotes oder
Tod des Tieres

Im Falle eines BT-Ausbruchs in einem Tierbestand, in dem fiir das BT-Virus emp-
fangliche Tiere gehalten werden, wird keine Totung der betroffenen Tiere angeord-
net. Weiterhin gilt weder kraft Gesetzes ein generelles Transport- bzw. Verkaufs-
verbot noch wird ein solches angeordnet. Somit kénnen Tiere aus betroffenen Be-
stdnden grundsatzlich gehandelt werden. Innerhalb Deutschlands haben sich die
Bundeslander darauf verstandigt, dass lediglich klinisch auffallige Tiere bis zum Ab-
klingen der klinischen Krankheitsanzeichen nicht aus dem Bestand verbracht wer-
den durfen. Weitere Einschrankungen bestehen im innerstaatlichen Handel nicht.
Im innergemeinschaftlichen Handel sind die auf der Homepage der Europaischen
Kommission veroffentlichten Bedingungen zu beachten. Insofern entfallen etwaige
staatliche Kompensationsmafinahmen fir auf behoérdliche Anordnung getttete
Tiere bzw. fir von Transport- bzw. Verkaufsverboten betroffene Tiere.



Drucksache 19/3592 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode

Seite 62

Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft,
Forsten und Tourismus

47. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, auf wie vielen Hektar landwirt-

Christiane schaftlicher Flache wurde in wie vielen Betrieben in den ver-
Feichtmeier gangenen funf Jahren in Bayern Nutzhanf angebaut (bitte auf-
(SPD) gelistet nach Jahren sowie Regierungsbezirken und Landkrei-

sen angeben) und wie viele Tonnen Nutzhanf wurden in Bayern
im oben genannten Zeitraum geerntet (bitte aufgelistet nach
Jahren sowie Regierungsbezirken und Landkreisen angeben)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft, Forsten und
Tourismus

Die Zahlen zu Nutzhanf-Anbauflachen und Betrieben, die Nutzhanf produzieren in
den Jahren 2020 bis 2024 bezogen auf Bayern entnehmen Sie bitte folgender Ta-

belle.
Jahr 2020 2021 2022 2023 2024
Flache, ha 583,54 724,68 513,39 348,85 317,42
Anzahl Betriebe 184 220 177 110 93

Eine Auswertung nach Landkreisen und Regierungsbezirken war in der zur Verfi-
gung stehenden Zeit nicht méglich.

Die Erntemengen bei Nutzhanf sind der Staatsregierung nicht bekannt. Mittlere Pra-
xisertrage liegen bei 150 dt/ha Frischmasse (Stangel + Blatter) fur Faserhanf bzw.
15 dt/ha Frischmasse bei Kérnerhanf.
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48. Abgeordnete
Mia
Goller
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Antwort des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft, Forsten und

Tourismus

Uber die genannten Organisationen hinaus werden keine Aufgaben an weitere Or-

Ich frage die Staatsregierung, an welche konkreten, der in Art. 5
Bayerisches Gesetz zur nachhaltigen Entwicklung der Agrar-
wirtschaft und des landlichen Raumes ,Ubertragung von Auf-
gaben® genannten Selbsthilfeeinrichtungen, anerkannten sons-
tigen Zusammenschlisse und Einrichtungen werden neben
dem Bayerischen Bauernverband, dem Landeskuratorium fir
pflanzliche Erzeugung in Bayern e. V., dem Landeskuratorium
der Erzeugerringe fur tierische Veredelung in Bayerne. V., dem
Milchprifring Bayern e. V. und dem Fleischprufring e. V. staat-
liche Aufgaben Ubertragen, um welche konkreten Aufgaben in
den Bereichen Beratung, Bildung, Férderung, Kontrolle, Zertifi-
zierung, Tierwohl und Tierschutz, Landschaftspflege handelt es
sich dabei jeweils und welche Haushaltsmittel wurden 2024 zur
Wahrnehmung der tibertragenen hoheitlichen Aufgaben jeweils
einzeln fir diese Einrichtungen, Zusammenschliisse, Vereine
und Verbande eingestellt?

ganisationen nach Art. 5 Bayerisches Agrarwirtschaftsgesetz tibertragen.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Sozia-
les

49. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Trager der 6ffentlichen

Kerstin Jugendhilfe (Landkreise und kreisfreie Stadte) und anerkannte
Celina Trager der freien Jugendbhilfe in Unterfranken haben in den ver-
(BUNDNIS gangenen funf Jahren eine Forderung der Jugendsozialarbeit
90/DIE GRU-  an Schulen (JaS) beantragt bzw. bekommen, wie plant die
NEN) Staatsregierung, die Kommunen ab 2025 finanziell und struktu-

rell bei der Einrichtung weiterer JaS-Stellen zu unterstiitzen und
ist im Zuge der geplanten neuen Richtlinie zur Jugendsozialar-
beit an Schulen zum 01.01.2025 eine Erhéhung der Pauschale
fur eine vollzeitbeschaftigte JaS-Fachkraft, die seit Jahren bei
16.360 Euro liegt, geplant?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

In den vergangen funf Jahren wurden 42 offentlichen und 84 freien Tragern der
Jugendhilfe in Unterfranken antragsgemal neue Stellen bewilligt.

Im Doppelhaushalt 2024/2025 sind Mittel bereitgestellt, um zum Beginn des Schul-
jahres 2025/2026 weitere 70 Vollzeitaquivalente in die staatliche Férderung aufzu-
nehmen.

Mittel fir eine Erhéhung der Forderpauschale wurden im Doppelhaushalt
2024/2025 nicht bereitgestellt, dementsprechend kann die Pauschale zum Inkraft-
treten der neuen Richtlinie am 01.01.2025 nicht erhdht werden.
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50. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie steht sie prinzipiell zu einer

Johann Forderung der privaten Altersvorsorge, wie schatzt sie eine
Miiller maogliche Forderung fir Aktiendepots ein, die von der Bundes-
(AfD) regierung ins Spiel gebracht wurde und welche Alternativen

sieht sie zu einer Férderung der privaten Altersvorsorge?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die demografische Entwicklung stellt die gesetzliche Rentenversicherung vor grof3e
Herausforderungen, da immer mehr Rentenbeziehenden immer weniger Beitrags-
zahlende gegenulberstehen. Im ,Drei-Saulen-Modell“ der Alterssicherung ist und
bleibt die gesetzliche Rente die wichtigste Saule. Aber auch die anderen beiden
Saulen der betrieblichen und privaten Altersvorsorge missen reformiert und starker
gefordert werden, um einerseits den Lebensstandard fiir die altere Generation zu
sichern und andererseits die jiingere Generation vor einer Uberlastung durch zu
hohe Rentenversicherungsbeitrage zu schutzen.

In dem Ende September 2024 vorgelegten Referentenentwurf des Bundesministe-
riums der Finanzen fir ein ,Gesetz zur Reform der steuerlich geférderten privaten
Altersvorsorge (pAV-Reformgesetz)* wird u. a. die Empfehlung der ,Fokusgruppe
private Altersvorsorge® aufgegriffen, ein forderfahiges Altersvorsorgedepot (ohne
Garantievorgaben) mit Anlagemdglichkeiten in Fonds und andere geeignete real-
wertorientierte Anlageklassen einzufiihren. U. a. sollen auch Aktien, die in der Eu-
ropaischen Union bzw. im Europaischen Wirtschaftsraum gehandelt werden, fir das
Altersvorsorgedepot zugelassen werden. Vorsorgende sollen sich aber weiterhin
auch fur sicherheitsorientierte Garantieprodukte entscheiden kénnen.

Es ist sicherlich unbestritten, dass die Chancen und Renditemdglichkeiten des Ka-
pital- bzw. Aktienmarktes besser genutzt werden mussen, damit privat Vorsorgende
— abhangig von ihrer persdnlichen Risikoneigung — starker partizipieren kdnnen.

Angesichts des aufgrund der demografischen Entwicklung zunehmend unter Druck
stehenden Umlagesystems der gesetzlichen Rentenversicherung ist eine Forde-
rung der individuellen privaten Altersvorsorge als Motivation und Unterstiitzung fur
eine eigenstandige, zusatzliche Altersvorsorge alternativlos.
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51. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wann soll die Reform des Baye-

Doris rischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes kommen,
Rauscher welche Punkte sollen genau reformiert werden und wird dann
(SPD) auch die Betriebskostenfinanzierung neu geregelt?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Der Koalitionsvertrag von CSU und FREIE WAHLER sieht eine Weiterentwicklung
des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes fiir die aktuelle Legisla-
turperiode 2023 — 2028 vor. Die Reform soll umfassende und nachhaltige Verbes-
serungen bringen.

Das Staatsministerium fur Familie, Arbeit und Soziales arbeitet in Abstimmung mit
allen relevanten Akteuren im Bereich der Kindertagesbetreuung an Vorschlagen.
Diese werden zudem auf politischer Ebene zu diskutieren sein. Konkrete Aussagen
zu Zeitplanen und Inhalten sind daher derzeit noch nicht méglich.

Die Entscheidung obliegt letztlich dem Landtag als Legislative.
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52. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Asylbewerber und Kin-
Elena der aus migrantischen Familien in Bayern (bitte separat und
Roon nach Jahren aufschliisseln) haben seit 2010 Zugang zu Betreu-
(AfD) ungsangeboten in Bayern, wie verteilen sie sich auf die einzel-
nen Kindertagesstatten, im Besonderen auf Krippe, Kindergar-
ten und Hort, und wie viele Asylbewerber und Kinder aus mig-
rantischen Familien in Bayern besuchen trotz Anspruch keine
Kindertageseinrichtung?
Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales
Grundsatzlich besteht ein Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung nach
§ 24 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIIl) ab dem vollendeten ersten Lebens-
jahr bis zur Einschulung. Er entsteht mit der Begriindung eines gewdhnlichen Auf-
enthalts in Bayern. Im Ubrigen entsteht der Anspruch spéatestens nach sechs Mo-
naten.
Die Anzahl der Kinder mit Migrationshintergrund (nach Definition von Art. 21 Abs. 5
Satz 2 Nr. 8 Bayerisches Kinderbildungs- und —betreuungsgesetz — BayKiBiG) in
Kindertageseinrichtungen stellt sich seit 2010 wie folgt dar:
Kinder mitMigrations- 4 4 5010 [01.01.2011 01.01.2012 01.01.2013/01.01.2014[01.01.2015
hintergrund in ...
Kinderkrippen 2 367 3295 3657, 2607 3.278 4036
Kindergarten 54 862 58 568 58 188 56 329 55 646 55 501
Horten 13 428 14 240 14 277 14 654 12 890 13 128
Kooperativer Ganztag - - - - - -
Hauser fiir Kinder 5041 7182 8 451 7183 21584 25669
Netze fiir Kinder 189 217 223 220 225 209
Mini-Kita - - - - - E
Gesamt 75887] 83502 84796 80993 93623 98543
31.12.2015[31.12.2016[31.12.2017[31.12.2018 [31.12.2019[31.12.2020[31.12.2021 [31.12.2022 [31.12.2023
Kinder- 4545 4 967 5 416 5601 5 580 5950 6 128 6 099 6 561
krippen
Kinder- 58 917| 62 193 64 399 65 157| 68 323| 68 845 70 055 71 798 72 298
arten
Horten 14335 15319 16456 16384] 17178 17847 18773 19348 19030
Koopera- - - - - - - - 1181 2 650
tiver
Ganztag
Hauser 28212 31458 33457 36314 41127] 44623 47489 51155 53331
fur Kinder
Netze fur 213 248 228 230 208 216 190 188 198
Kinder
Mini-Kita - 1 - i i 21 71 98 123
Gesamt 106 222] 114185 119956 123686 132416] 137502 142706 149867 154 191

Darlber hinaus liegen der Staatsregierung keine Daten zu Kindern von Asylbewer-
bern in Kindertageseinrichtungen vor. Ebenso werden keine Zahlen erfasst, wie
viele Kinder von Asylbewerbern und Kinder mit Migrationshintergrund in Bayern
keine Kindertageseinrichtung besuchen.
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53. Abgeordneter

Ich frage die Staatsregierung, wie hat sich in den letzten 15
Jahren die Anzahl der Kinder unter 6 Jahren in Bayern entwi-
ckelt, die mit ADHS (Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitats-
storung) oder Autismus (Autismus-Spektrum-Stérung — ASS)
diagnostiziert wurden, wie viele dieser Kinder besuchen dabei
einen integrativen Kindergarten, heilpadagogischen Kindergar-
ten oder Férderkindergarten und wie haben sich diese speziel-
len Kindergartenformen in den letzten 15 Jahren entwickelt?

Franz
Schmid
(AfD)

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Anzahl der Kinder unter sechs Jahren in Bayern, die in den letzten 15 Jahren
mit ADHS oder Autismus diagnostiziert wurden, werden vom Staatsministerium fir
Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) nicht erfasst und sind uns auch nicht bekannt.
Das Bayerische Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) unterschei-
det forderrechtlich lediglich danach, ob eine (drohende) Behinderung vorliegt, nicht
welche. Aus diesem Grund kann nicht beantwortet werden, wie viele Kinder mit
ADHS oder ASS eine Kindertageseinrichtung besuchen.

.Heilpadagogische Kindergarten“ oder ,Férderkindergarten* sind keine allgemein
bekannten oder gesetzlichen Definitionen. Die Frage kann dahingehend nicht be-
antwortet werden. Die Anzahl der integrativen Einrichtungen und der Einrichtungen
mit Einzelintegration im Sinne des BayKiBiG hat sich in den letzten 15 Jahren wie
folgt entwickelt:

01.01.2010

01.01.2011

01.01.2012

01.01.2013

01.01.2014

01.01.2015

Integrative

Einrichtungen

713

772

864

935

1125

1237

Einrichtungen mit
Einzelintegration

%

1274

1480

1650

2050

2149

31.12.2015

31.12.2016

31.12.2017

31.12.2018

31.12.2019

31.12.2020

31.12.2021

31.12.2022

31.12.2023

1354

1463

1557

1667

1803

1940

2190

2255

2469

2225

2320

2436

2519

2587

2679

2828

2889

2903

*

Erhebung erst ab Einfiihrung KiBiG.web im Bewilligungsjahr 2010/2011
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54. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welchen Handlungsdruck sieht

Arif sie hinsichtlich einer Neuregelung der Betriebskostenforderung
Tasdelen fur Kindertageseinrichtungen, wird eine 90-prozentige Forde-
(SPD) rung tatsachlich angestrebt und wird es einen entsprechenden

Vorschlag fur den kommenden Nachtragshaushalt geben?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Der Koalitionsvertrag von CSU und FREIE WAHLER sieht eine Weiterentwicklung
des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes fiir die aktuelle Legisla-
turperiode 2023 — 2028 vor. Die Reform soll umfassende und nachhaltige Verbes-
serungen bringen.

Das Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales arbeitet in Abstimmung mit
allen relevanten Akteuren im Bereich der Kindertagesbetreuung an Vorschlagen.
Diese werden zudem auf politischer Ebene zu diskutieren sein. Konkrete Aussagen
zu Zeitplanen und Inhalten sind daher derzeit noch nicht méglich.

Die Entscheidung obliegt letztlich dem Landtag als Legislative.
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55. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wieso sie davon ausgeht, dass

Katja es zu keinem Personaleinsatz bei den digitalen Supermarkten
Weitzel kommt, falls doch ein Personaleinsatz nétig ist, inwiefern ge-
(SPD) denkt sie, den Personalaufwand der Unternehmen mit dem be-

sonderen Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeiternehmer in
Einklang zu bringen und wie positioniert sie sich zu dem Um-
stand, dass durch dieses Gesetz eine politisch unterstitzte
Konkurrenzverzerrung zustande kommt, die vor allem grof3en
Supermarktketten zum Vorteil ist?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Das geplante kiinftige Bayerische Ladenschlussgesetz soll fir personallos betrie-
bene Kleinstsupermarkte mit einer Verkaufsflache von hochstens 150 m? in den all-
gemeinen Ladenschlusszeiten (werktags von 20 bis 6 Uhr sowie sonn- und feier-
tags) eine Offnung nur erlauben, wenn in ihnen in den allgemeinen Ladenschluss-
zeiten kein unmittelbarer Kontakt zwischen Kunden und Verkaufspersonal stattfin-
det und demnach kein Verkaufspersonal anwesend ist.

Die vorgesehene durchgehende Offnung personallos betriebener Kleinstsuper-
markte ist aber auch im Ubrigen mit dem Schutz der Arbeitnehmer in Einklang: In
den allgemeinen Ladenschlusszeiten ist der ausnahmsweise Einsatz von Arbeit-
nehmern in entsprechender Anwendung der Ausnahmetatbestédnde fir eine Be-
schaftigung an Sonn- und Feiertagen des § 10 Arbeitszeitgesetz nur unter strengen
Voraussetzungen — beispielsweise flir Notfalle — zugelassen, wenn es sich um nicht
regelmaRig anfallende Tatigkeiten handelt, die nicht auRerhalb der allgemeinen La-
denschlusszeiten verrichtet werden kénnen. Das geplante Bayerische Laden-
schlussgesetz wird mit seiner Regelung zur durchgehenden Offnung personallos
betriebener Kleinstsupermarkte die Wettbewerbsneutralitdt als Grundprinzip des
Ladenschlussrechts wahren. Eine Wettbewerbsverzerrung wird nicht stattfinden, da
der mit der durchgehenden Offnung der personallos betriebenen Kleinstsuper-
markte einhergehende Vorteil durch die vorgesehene Einschrankung der Verkaufs-
flache auf hochstens 150 m? und der Orientierung am Sortiment eines typischen
Supermarktes zu vernachlassigen bleibt und durch das damit verfolgte Ziel der For-
derung der Grund- und Nahversorgung gerechtfertigt ist. Im Ubrigen sind derartige
Ausnahmen von den allgemeinen Ladenschlusszeiten zur Befriedigung besonderer
Bedurfnisse im Ladenschlussrecht seit jeher — beispielsweise fur den Verkauf an
Tankstellen oder Bahnhofen — allgemein tblich und wettbewerbsrechtlich grund-
satzlich nicht in Frage zu stellen. Unzutreffend ist, die Ausnahme sei ,vor allem gro-
Ren Supermarktketten zum Vorteil“. Sie steht Verkaufsstelleninhabern unabhangig
von der UnternehmensgréfRe offen und wird bereits jetzt vor allem im landlichen
Raum gerade auch von kleineren értlichen Einzelhandlern, der Landwirtschaft und
dem Ernahrungshandwerk genutzt.
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56. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Schulen, die nach der
Christian Offnung der Férderrichtlinien fir weitere Schularten nun eine
Zwanziger Fachkraft fir Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) beantragen
(BUNDNIS dirfen, haben davon zu Beginn des Schuljahres 2024/2025 Ge-
90/DIE GRU-  brauch gemacht (Gymnasien, Berufliche Oberschulen
NEN) (FOS/BOS), Realschulen zur sonderpadagogischen Foérde-

rung, Fachoberschulen zur sonderpadagogischen Férderung
sowie Forderzentren mit dem Forderschwerpunkt Sprache,
bitte nach Schularten und Bezirken getrennt und in absoluten
wie relativen Zahlen angeben), aus welchen Grinden wurden
Antrage auf Férderung einer JaS-Stelle abgelehnt (bitte nach
Schularten und Bezirken getrennt und in absoluten wie relati-
ven Zahlen angeben) und wie begriindet sie angesichts stei-
gender Personalkosten durch Tarifsteigerungen, Inflation und
Fachkraftemangel die seit Jahren stagnierende Hohe des staat-
lichen Zuschusses?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Hinsichtlich der Anzahl der Schulen, die nach der Offnung der Jugendsozialarbeit
an Schulen (JaS) fur weitere Schularten die Férderung einer Fachkraft beantragen
kénnen und davon zu Beginn des Schuljahres 2024/2025 Gebrauch gemacht ha-
ben, wird auf die nachfolgende Tabelle verwiesen. Bezuglich dort nicht genannter
Schularten liegen noch keine Antrage vor.

Regierungsbezirk Gymnasien FOS/BOS

Oberbayern 6 1
Niederbayern 0 0
Oberpfalz 4 2
Oberfranken 1 0
Mittelfranken 3 0
Unterfranken 9 0
Schwaben 2 0
bayernweit 25 3

relativ (v.H.) 5,76 Prozent 1,61 Prozent

Es wurden bislang keine Antrage auf Férderung einer JaS-Stelle abgelehnt.

Zur Hohe des staatlichen Zuschusses ist festzustellen, dass es sich bei der JaS um
eine Form der Jugendsozialarbeit auf der Grundlage des § 13 Achtes Sozialgesetz-
buch (SGB VIII) handelt, fur die alleine die 6rtlichen Trager der 6ffentlichen Jugend-
hilfe zustandig sind, unabhangig von Inanspruchnahme einer o6ffentlichen Férde-
rung. Fur die JaS stehen 2024 insgesamt fast 24,6 Mio. Euro und 2025 fast
26,3 Mio. Euro zur Verfigung. Dabei ist auch zu bertcksichtigen, dass vom Staats-
ministerium fur Unterricht und Kultus die rein staatlich finanzierte Schulsozialarbeit
nach dem Bayerischen Gesetz Uber das Erziehungs- und Unterrichtswesen weiter
ausgebaut wird, deren Angebot die Kommunen ebenfalls bei ihrer Aufgabenerful-
lung entlastet.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Gesundheit, Pflege und
Pravention

57. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie ist die Versorgungslage fur

Eva ME/CFS- und Long-/Post-COVID-Patientinnen und Patienten

Lettenbauer (ME/CFS = Myalgische Enzephalomyelitis / Chronisches Fati-

(BUNDNIS gue Syndrom) in den sieben Regierungsbezirken durch facher-

90/DIE GRU-  (bergreifende Ambulanzen bzw. Zentren (bitte aufschliisseln

NEN) nach Bezirken), wie sind die Wartezeiten in diesen Ambulanzen
bzw. Zentren insbesondere mit Blick auf das Verhaltnis Aus-
stattung/Auslastung und welche Weiterbildungsmaglichkeiten
zu dem Krankheitsbild gibt es in Bayern fir Haus- und Facharz-
tinnen und Facharzten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit, Pflege und Pravention

Eine Liste der bayerischen Post-COVID-Ambulanzen an den Universitatsklinika,
aber auch an verschiedenen anderen Krankenhdusern und Instituten ist auf der
Homepage des Staatsministerium fiur Gesundheit, Pflege und Pravention verfiug-
bar8. Die Ambulanzen an den Universitatsklinika sind auch fiir ME/CFS- und Post-
Vac-Betroffene zuganglich. An den Universitatsklinika Erlangen und Augsburg gibt
es gesonderte Post-Vac-Ambulanzen.

In Bezug auf ME/CFS kdnnen sich Betroffene auch an drei spezialisierte umwelt-
medizinische Ambulanzen an den Universitatskliniken in Midnchen, Erlangen oder
Augsburg oder an eine der zwei auf ME/CFS spezialisierten Ambulanzen in Min-
chen (fur Kinder und Jugendliche) oder Berlin wenden. Die universitaren Anlaufstel-
len sind auf der Website des Landesamt fur Gesundheit und Lebensmittelsicherheit
veroffentlicht®,

Eine Abfrage der Wartezeiten in bayerischen Post-COVID- und umweltmedizini-
schen Ambulanzen war in der Kirze der fur die Beantwortung einer Anfrage zum
Plenum zur Verfigung stehenden Zeit nicht mdglich.

Fir die Fort- und Weiterbildung der Arztinnen und Arzte in Bayern wird auf die Stel-
lungnahme der Staatsregierung zur Petition ,Verbesserung der Anerkennung, Ver-
sorgung und Forschung bei Post-COVID-Syndrom (PCS), Post-Vac-Syndrom
(PVS) und Chronischem Fatigue-Syndrom (ME/CFS) in Bayern“ vom 26.07.2024
verwiesen'0,

https://www.stmgp.bayern.de/ge-sundheitsversorgung/post-covid/
https://www.lgl.bayern.de/gesundheit/umweltbezogener_gesundheitsschutz/umweltmedizin/index.htm
https://www.bayern.landtag.de/fileadmin/Internet_ Dokumente/Sonstiges P/PlI/Petitionen/Massenpetiti-
onen/Massenpetitionen_ME-CFS_Mitteilung.pdf



https://www.stmgp.bayern.de/ge-sundheitsversorgung/post-covid/
https://www.lgl.bayern.de/gesundheit/umweltbezogener_gesundheitsschutz/umweltmedizin/index.htm
https://www.bayern.landtag.de/fileadmin/Internet_Dokumente/Sonstiges_P/PII/Petitionen/Massenpetitionen/Massenpetitionen_ME-CFS_Mitteilung.pdf
https://www.bayern.landtag.de/fileadmin/Internet_Dokumente/Sonstiges_P/PII/Petitionen/Massenpetitionen/Massenpetitionen_ME-CFS_Mitteilung.pdf
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58. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Pflegeplatze bzw. Pfle-

Ruth gestationen (stationar, ambulant, teilstationar und Kurzzeit-
Waldmann pflege) wurden in den vergangenen beiden Jahren abgebaut
(SPD) bzw. geschlossen und welche Kenntnisse hat sie Giber Pflege-

platze bzw. Pflegestationen, die absehbar abgebaut bzw. ge-
schlossen werden (missen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit, Pflege und Pravention

Seit dem Jahr 2023 fiihrt die AOK Bayern quartalsweise ein Monitoring zu Aufl6-
sungen von Pflegeeinrichtungen durch. In der Kiirze der fir die Beantwortung einer
Anfrage zum Plenum zur Verfugung stehenden Zeit kénnen fir das erste Halbjahr
2024 folgende Daten der AOK Bayern zur Verfligung gestellt werden:

Anzahl der Anzahl der Auflésungen von Pflegeplatze
Einrichtungen Einrichtungen Einricht%n en der aufgel6sten
zum 01.01.2024 | zum 30.06.2024 9 Einrichtungen

Ambulant |2 192 2195 41 N
Stationar |1 469 1461 13 529
Teilstationar [689 701 12 265

Erkenntnisse dariber, wie viele Pflegeplatze bzw. Pflegestationen absehbar abge-
baut werden, liegen der Staatsregierung nicht vor.



	Verzeichnis der Fragenden

